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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 111* -
Auslandsregisterverordnung.

Vom 15. September 2017.
Gemäß § 20 Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über
die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976
(ABl. EKD S. 389), geändert durch Kirchengesetz
vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486; 2003
S. 422), verordnet der Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonfe-
renz:

§ 1
Zweck und Aufgabe

(1)  Zweck dieser Verordnung ist es, für Kirchenmit-
glieder, die ihren Wohnsitz im Inland vorübergehend
aufgegeben haben (§ 11 Kirchengesetz über die Kir-
chenmitgliedschaft) die erforderlichen Rahmenbedin-
gungen für den automatisierten zwischenkirchlichen
Datenaustausch während ihres vorübergehenden Aus-
landsaufenthalts und nach ihrer Rückkehr ins Inland
durch ein gemeinsames Auslandsregister der Glied-
kirchen und der Evangelischen Kirche in Deutschland
zu schaffen. Die Verpflichtung zur Führung dieser
Personen im Gemeindegliederverzeichnis nach § 14

Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft bleibt
unberührt.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland schafft
in Abstimmung mit den Gliedkirchen die organisato-
rischen und programmtechnischen Bedingungen für
die Errichtung dieses gemeinsamen Auslandsregisters
und lässt es in einem kirchlichen Rechenzentrum be-
treiben.
(3)  In dem gemeinsamen Auslandsregister werden die
kirchlichen Meldedaten eines Kirchenmitgliedes, das
vorübergehend seinen Wohnsitz im Inland aufgege-
ben hat (§ 11 Kirchengesetz über die Kirchenmitglied-
schaft), und die ihn betreffenden Amtshandlungen
zwischengespeichert. Berechtigte Personen können
auf die gespeicherten Daten zugreifen, Recherchen
durchführen, Daten abrufen, hinzufügen sowie fort-
schreiben.

§ 2
Datenaufnahme in das gemeinsame

Auslandsregister
(1)  Die Gliedkirchen liefern durch ihre zentralen Stel-
len (§ 3 Nummer 1) die Wegzugsdatensätze an das
gemeinsame Auslandsregister im jeweils geltenden
ZWIKIDA-Satzformat.

298   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 10/17



(2)  Soweit Daten von Amtshandlungen eines Kir-
chenmitgliedes, das vorübergehend seinen Wohnsitz
im Inland aufgegeben hat, bekannt werden, sind sie in
das gemeinsame Auslandsregister einzutragen, eben-
so wenn das Kirchenmitglied eine Eintragung
wünscht.

§ 3
Rechte im gemeinsamen Auslandsregister

Leserechte und das Recht auf Fortschreibung des ge-
meinsamen Auslandsregisters haben im jeweils benö-
tigten Umfang:
1. die dem betreibenden Rechenzentrum benannten

zentral für kirchen-mitgliedschaftsrechtliche oder
melderechtliche Fragen zuständigen Mitarbeiten-
den in den Gliedkirchen,

2. die dem betreibenden Rechenzentrum benannten
zuständigen Mitarbeitenden der im Auftrag der
Gliedkirchen tätigen Rechenzentren,

3. die für die Betreuung des gemeinsamen Auslands-
registers zuständigen Mitarbeitenden im Kirchen-
amt der EKD und

4. auf schriftlichen Antrag die im Ausland in einer
deutschsprachigen Gemeinde von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland eingesetzten Mitar-
beitenden zur Wahrnehmung der pfarramtlichen
Tätigkeit.

§ 4
Übernahme und Löschen der Daten

(1)  Sobald das Kirchenmitglied seinen Wohnsitz er-
neut im Inland begründet, soll die zentrale Stelle für
kirchenmitgliedschaftsrechtliche oder melderechtli-
che Fragen oder das beauftragte Rechenzentrum der
Gliedkirche, in der es seine Mitgliedschaft fortsetzt,
die im gemeinsamen Auslandsregister gespeicherten
Daten abrufen und in das Gemeindegliederverzeichnis
übernehmen und der automatisierte zwischenkirchli-
che Datenaustausch vollzogen werden.
(2)  Im gemeinsamen Auslandsregister und im Ge-
meindegliederverzeichnis der Kirchengemeinde des
letzten Wohnsitzes im Inland sind die Daten nach er-
folgtem Abruf zu löschen oder zu archivieren.
(3)  Im Übrigen werden die Daten im gemeinsamen
Auslandsregister gelöscht:
a) drei Jahre nach dem Tod des Kirchenmitgliedes,
b) 120 Jahre nach dem Geburtsjahr oder
c) bei nachweislich nicht oder nicht mehr bestehen-

der Kirchenmitgliedschaft.

§ 5
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2017 in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, den 15. September 2017

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 112* - Fünfte Verordnung über das
Inkrafttreten des Besoldungs- und

Versorgungsgesetzes der EKD.
Vom 15. September 2017.

Aufgrund von Artikel 26a Absatz 7 Satz 3 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland
verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland:

§ 1
Das Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD
vom 12. November 2014 (ABl. EKD S. 346), geändert
durch Kirchengesetz vom 8. November 2016 (ABl.
EKD S. 325), tritt mit Wirkung vom 1. September
2017 in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
Schaumburg-Lippe in Kraft.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September
2017 in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, den 15. September 2017

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 113* - Erste Verordnung zur
Änderung der Diakonie-Werkstätten-
Mitwirkungsverordnung (DWMV).

Vom 15. September 2017.
Aufgrund des § 53 des Zweiten Kirchengesetzes über
Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche
in Deutschland 2013 verordnet der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland:

Artikel 1
Änderung der Diakonie-

Werkstättenmitwirkungsverordnung (DWMV)
Die Diakonie-Werkstättenmitwirkungsverordnung
vom 19. Mai 2017 (ABl. EKD S. 166) wird wie folgt
geändert:
1. In § 25 Satz 1 werden die Wörter "drei Wochen"

durch die Wörter "zwei Wochen" ersetzt.
2. In § 44 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe "10 Tage"

durch die Angabe "15 Tage" ersetzt.
3. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe "Absatz 1"
durch die Angabe "Absatz 2" ersetzt.

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
"Die Frauenbeauftragten haben auch einen
Anspruch auf eine Vertrauensperson gemäß
§ 47."
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Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2017
in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, den 15. September 2017

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 114* - Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss).

Vom 16. August 2017.
Aufgrund des § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsge-
setz EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988
(ABl. EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November
2014 (ABl. EKD S. 363), hat die Arbeitsrechtliche
Kommission der EKD am 16. August 2017 im schrift-
lichen Verfahren die folgende Arbeitsrechtsregelung
beschlossen:

§ 1
Änderung der Dienstvertragsordnung der EKD

Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland (DVO.EKD) in der Fassung vom 25.
August 2008 (ABl. EKD S. 341), zuletzt geändert am
15. März 2017 (ABl. EKD S. 176), wird wie folgt ge-
ändert:
In der Anlage 2 wird der Einzelgruppenplan 11. Sozi-
al- und Erziehungsdienst wie folgt gefasst:

"11. Sozial- und Erziehungsdienst
Für die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst im Sinne des
§ 1 Absatz 1 und 2 ARRÜ-DVO.EKD gilt bis zum
Inkrafttreten neuer Eingruppierungsmerkmale in der
Entgeltordnung des Bundes Folgendes:
1. Eingruppierung vom 1. September 2014 bis 31.

Juli 2017
a) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren

Arbeitsverhältnis über den 31. August 2014
hinaus fortbesteht, und die am 1. September
2014 unter den Geltungsbereich der
DVO.EKD fallen, bleiben für die Dauer der
unverändert auszuübenden Tätigkeit in der bis-
herigen Entgeltgruppe eingruppiert. § 20a Ab-
satz 1 ARRÜ-DVO.EKD gilt entsprechend. §§
7 und 9a ARRÜ-DVO.EKD bleiben unberührt.

b) Für Eingruppierungen nach dem 31. August
2014 gelten die Tätigkeitsmerkmale der Ab-
schnitte 1 bis 3 von Nr. 10 der Anlage 5 zu
§ 23 des Tarifvertrages zur Überleitung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundes
in den TVöD und zur Regelung des Über-
gangsrechts (TVÜ-Bund) vom 13. September
2005.

c) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten
für die Dauer der Ausübung ihrer Tätigkeit ei-
ne Zulage in Höhe von 130 Euro monatlich.
§ 24 Absatz 2 TVöD gilt entsprechend. Satz 1
gilt nicht für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die gemäß Nr. 2 als pädagogische Fachkräfte
in Tageseinrichtungen für Kinder ab dem
1. August 2017 eingesetzt sind.

2. Eingruppierung ab 1. August 2017 für Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, die als pädagogische Fach-
kräfte in Tageseinrichtungen für Kinder eingesetzt
sind (Sonderregelungen)
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ab dem
1. August 2017 als pädagogische Fachkräfte in Ta-
geseinrichtungen für Kinder eingesetzt sind, wer-
den nach Nr. 1 und 2 der jeweils gültigen Fassung
der Anlage 9 zu § 2 Absatz 9 Dienstvertragsord-
nung der Konföderation Evangelischer Kirchen in
Niedersachsen (DienstVO 2009) eingruppiert. Für
die Eingruppierung, das Tabellenentgelt, die Stu-
fen der Entgelttabelle, die allgemeine Regelungen
zu den Stufen, die Jahressonderzahlung und den
Überleitungsregelungen gilt abweichend von den
sonstigen Regelungen Folgendes:
a) Eingruppierung

Abweichend von § 8 DVO.EKD richtet sich
die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter nach den Tätigkeitsmerkmalen des
Anhangs der Anlage C zum TVöD-V (VKA).

b) Tabellenentgelt
Abweichend von § 15 Absatz 2 TVöD i.V.m.
§ 3 DVO.EKD ist die Höhe der Tabellenent-
gelte in der jeweils gültigen Fassung der An-
lage C zum TVöD-V (VKA) festgelegt.

c) Stufen der Entgelttabelle
(1) Anstelle des § 9 Absatz 1 DVO.EKD und
des § 16 Absatz 4 TVöD findet Nr. 3 der An-
lage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) An-
wendung.
(2) Nr. 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum
TVöD-V (VKA) ist mit folgender Maßgabe
anzuwenden:
Ein Arbeitsverhältnis zu einem kirchlichen
Dienstgeber, der die DVO.EKD, die ARRÜ-
DVO.EKD, den Tarifvertrag Diakonie Nieder-
sachsen (TV DN), einen Tarifvertrag für den
öffentlichen Dienst oder eine vergleichbare
Arbeitsrechtsregelung anwendet, steht dem
Arbeitsverhältnis zu einem der in Nr. 3 Absatz
2 Satz 5 der Anlage D Abschnitt 12 zum
TVöD-V (VKA) genannten Dienstgeber
gleich.

d) Allgemeine Regelungen zu den Stufen
(1) Anstelle des § 17 Absatz 5 TVöD (Bund)
findet § 17 Absatz 4 TVöD-V (VKA) Anwen-
dung.
(2) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
als Leiterinnen oder Leiter von Tageseinrich-
tungen für Kinder oder als ständige Vertrete-
rinnen oder Vertreter von Leiterinnen oder
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Leitern von Tageseinrichtungen für Kinder
nach dem Anhang der Anlage C zum TVöD-V
(VKA) eingruppiert sind, ist § 17 Absatz 4
TVöD-V (VKA) mit folgender Maßgabe an-
zuwenden:
Die Mitarbeiterin und der Mitarbeiter, die/der
allein infolge des Absinkens der maßgeblichen
Durchschnittsbelegung herabgruppiert ist,
wird bei der erneuten Eingruppierung in die
höhere Entgeltgruppe allein infolge des An-
stiegs der maßgeblichen Durchschnittsbele-
gung der Stufe zugeordnet, die sie/er in dieser
Entgeltgruppe vor der Herabgruppierung er-
reicht hatte. Zeiten, die die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter in dieser Stufe bereits zurück-
gelegt hatte, werden auf die Stufenlaufzeit
(Nr. 3 Absatz 2 der Anlage D Abschnitt 12 zum
TVöD-V (VKA)) angerechnet. Die Sätze 1
und 2 sind auch in den Fällen anzuwenden, in
denen die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
vor der Herabgruppierung nach dem entspre-
chenden Tätigkeitsmerkmal gemäß der Ab-
schnitte 1 bis 3 von Nr. 10 der Anlage 5 zu
§ 23 des Tarifvertrages zur Überleitung der
Beschäftigten des Bundes in den TVöD und
zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-
Bund) vom 13. September 2005 i.V.m Nr. 1
Buchstabe b) des Einzelgruppenplan 11. zum
Entgeltgruppenplan der EKD (Anlage zu § 8
Satz 1 DVO.EKD) eingruppiert war.

e) Jahressonderzahlung
(1) Anstelle des § 20 TVöD (Bund) findet § 20
TVöD-V (VKA) Anwendung.
(2) Bei der Anwendung des § 20 Absatz 4
TVöD-V (VKA) gelten Zeiten, die in einem
unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhältnis
im Geltungsbereich der DVO.EKD verbracht
wurden, als Zeit des am 1. Dezember beste-
henden Arbeitsverhältnisses (§ 20 Absatz 1
TVöD-V (VKA)). Mehrere Arbeitsverhältnis-
se im Sinne des Satzes 1 sind zusammenzu-
rechnen, sofern sie jeweils ohne Unterbre-
chung vorhergegangen sind.

f) Überleitungsregelungen
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, de-
ren Dienstverhältnis über den 31. Juli 2017
hinaus fortbesteht, gilt Folgendes:
(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind
ab dem 1. August 2017 nach den Tätigkeits-
merkmalen des Anhangs zur Anlage C zum
TVöD-V (VKA) eingruppiert.
(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wer-
den am 1. August 2017 der Stufe der Entgelt-
gruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V
(VKA) zugeordnet, die ihrer am 31. Juli 2017
nach den Regelungen des TVöD erreichten Er-

fahrungsstufe entspricht (stufengleiche Zuord-
nung). Die am 31. Juli 2017 in dieser Stufe zu-
rückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stu-
fenlaufzeit nach Nummer 3 Absatz 2 der An-
lage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) an-
gerechnet.
(3) Mit der Eingruppierung nach Absatz 1 ent-
fallen bisherige Entgeltgruppenzulagen sowie
alle als Besitzstand nach den Bestimmungen
der ARRÜ-DVO.EKD gewährten Zulagen. Es
entfällt ebenfalls die Tätigkeitszulage im So-
zial- und Erziehungsdienst (gem. § 14 Abs. 10
ARRÜ-DVO.EKD i.V.m. Buchstabe c) des
Einzelgruppenplan 11. zum Entgeltgruppen-
plan der EKD (Anlage zu § 8 Satz 1 DVO.
EKD)).
(4) Ist das ab dem 1. August 2017 gemäß An-
lage C zum TVöD-V (VKA) zustehende Ta-
bellenentgelt allein infolge der Überleitung
niedriger als das bisherige Entgelt so erhält die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter für die Dau-
er der unverändert auszuübenden Tätigkeit ei-
ne persönliche Besitzstandszulage gezahlt. Die
persönliche Besitzstandszulage bemisst sich
nach der Differenz zwischen dem auf Grund
der neuen Eingruppierung maßgeblichen Ta-
bellenentgelt und dem bisherigen Tabellenent-
gelt zuzüglich einer bisher zustehenden Ent-
geltgruppenzulage, zuzüglich bisher gezahlter
Besitzstandszulagen oder zuzüglich bisher ge-
zahlter Tätigkeitszulage im Sozial- und Erzie-
hungsdienst (gem. § 14 Abs. 10 ARRÜ-DVO.
EKD und Buchstabe c) des Einzelgruppenplan
11. zum Entgeltgruppenplan der EKD (Anlage
zu § 8 Satz 1 DVO.EKD). Bei teilzeitbeschäf-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gilt
die entsprechende zeitanteilige Bemessung.
Die persönliche Besitzstandszulage nach Satz
1 nimmt an den allgemeinen Entgeltanpassun-
gen teil; sie verringert sich beim Erreichen ei-
ner höheren Entgeltstufe um den entsprechen-
den Erhöhungsbetrag. Ändert sich die auszuü-
bende Tätigkeit und entspricht sie nicht mehr
dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal, entfällt die
persönliche Besitzstandszulage.“

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom
1. August 2017 in Kraft.
H a n n o v e r, 16. August 2017

Arbeitsrechtliche Kommission
L i n d e n b e r g
(Vorsitzender)
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B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

––––––––––––––

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelische Landeskirche in Baden

Nr. 115 - Kirchliches Gesetz zur
Gleichstellung von Traugottesdiensten

anlässlich der Begründung einer
Lebenspartnerschaft und Kirchliches
Gesetz zur Änderung des Kirchlichen
Gesetzes über die Ordnung der Kirch-

lichen Verwaltungsgerichtsbarkeit.
Vom 28. April 2017. (GVBl. S. 145)

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz
beschlossen:

Artikel 1
Kirchliches Gesetz zur Gleichstellung von

Traugottesdiensten anlässlich der Begründung
einer Lebenspartnerschaft (Traugottesdienst-

Gleichstellungs-Gesetz - TGG)

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1)  Gottesdienste, in denen Paare in eingetragener Le-
benspartnerschaft öffentlich unter Gottes Gebot und
Verheißung gestellt werden, sind Traugottesdienste.
(2)  Bei Traugottesdiensten anlässlich der Begründung
einer Lebenspartnerschaft treten anstelle der Eheleute
die Partnerinnen und Partner. An die Stelle der Ehe-
schließung tritt die Begründung einer eingetragenen
Lebenspartnerschaft.

§ 2
Anwendung der Lebensordnung

Die Lebensordnung Ehe und kirchliche Trauung vom
25. Oktober 2001 (GVBl. 2002 S.16) findet auf Trau-
gottesdienste von Paaren in eingetragener Lebenspart-
nerschaft nach Maßgabe der Begriffsbestimmungen
Anwendung, soweit nachfolgend nichts Abweichen-
des geregelt ist.

§ 3
Römisch-Katholische Partnerinnen und Partner

Artikel 4 Abs. 3 des Abschnitts III der Lebensordnung
Ehe und kirchliche Trauung findet keine Anwendung.

§ 4
Eintragung in das Kirchenbuch

(1)  Traugottesdienste von Paaren in eingetragener Le-
benspartnerschaft werden nach Maßgabe des Artikels
8 des Abschnitts III der Lebensordnung Ehe und kirch-
liche Trauung in das Kirchenbuch eingetragen. Die
Kirchenbuchordnung gilt entsprechend.
(2)  Die Segnungen von Paaren in eingetragener Le-
benspartnerschaft, die vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes erfolgt sind, werden auf Antrag beider Part-
nerinnen oder Partner in das Kirchenbuch als Trauung
eingetragen.

§ 5
Ablehnung des Traugottesdienstes

(1)  Lehnt die zuständige Gemeindepfarrerin oder der
zuständige Gemeindepfarrer den Traugottesdienst für
ein Paar in eingetragener Lebenspartnerschaft ab, bei
dem die Voraussetzungen nach Artikel 4 des Ab-
schnitts III der Lebensordnung Ehe und kirchliche
Trauung vorliegen und Gründe nach Art. 5 und 6 des
Abschnitts III der Lebensordnung Ehe und kirchliche
Trauung nicht gegeben sind, hat die Gemeindepfarre-
rin oder der Gemeindepfarrer das Dekanat darüber zu
informieren; die Dekanin oder der Dekan beauftragt
eine andere Person mit dem Gottesdienst oder führt
ihn selbst durch.
(2)  Ein Abmeldeschein (Dimissoriale) ist im Falle des
Absatzes 1 auszustellen, wenn die Trauung in einer
anderen Gemeinde stattfinden soll.

§ 6
Außerkrafttreten

Mit Inkrafttreten einer neuen Lebensordnung Ehe, ein-
getragene Lebenspartnerschaft und Trauung tritt die-
ses Gesetz außer Kraft.
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Artikel 2
Änderung des Kirchlichen Gesetzes über die

Ordnung der Kirchlichen
Verwaltungsgerichtsbarkeit

Das Kirchliche Gesetz über die Ordnung der kirchli-
chen Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwaltungsge-
richtsgesetz – VWGG) vom 16. April 1970 (GVBl.
S. 53), zuletzt geändert am 20. April 2011 (GVBl.
S. 113, 119) wird wie folgt geändert:
§ 15 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:
„c) Entscheidungen im Bereich der kirchlichen Le-
bensordnung - einschließlich der Entscheidungen
nach dem Kirchlichen Gesetz zur Gleichstellung von

Traugottesdiensten anlässlich der Begründung einer
Lebenspartnerschaft - insbesondere des Dienstes an
Wort und Sakrament.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juni 2017 in Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 28. April 2017

Der Landesbischof
Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig

Nr. 116 - Kirchengesetz zur Regelung
besoldungs-, versorgungs- und
dienstrechtlicher Vorschriften.
Vom 5. Mai 2017. (ABl. S. 87)

Die Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche in
Braunschweig hat aufgrund von Artikel 92 a) der Kir-
chenverfassung das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Gesetz zur Zustimmung zum Besoldungs- und

Versorgungsgesetz der EKD (BVG-EKD)
Dem Kirchengesetz über die Besoldung und Versor-
gung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (Besoldungs- und Ver-
sorgungsgesetz der EKD – BVG-EKD) vom 12. No-
vember 2014 (ABl. EKD S. 346), berichtigt am 30.
Mai 2016 (ABl. EKD S. 147), zuletzt geändert am 8.
November 2016 (ABl. EKD S. 325) wird zugestimmt.

Artikel 2
Kirchengesetz zur Ergänzung des Besoldungs-
und Versorgungsgesetzes der EKD (BVGErgG)

§ 1 (zu § 9 BVG-EKD)
Eigene Regelungen zur Höhe der Bezüge

(1)  Die Höhe der Besoldung und Versorgung richtet
sich nach den für die Beamten und Beamtinnen des
Landes Niedersachsen geltenden Besoldungstabellen.
Daneben richten sich
1. die Zahl der Erfahrungsstufen,
2. die vor einem Stufenaufstieg zurückzulegenden

Zeiten,
3. die für die Erfahrungsstufen anzuerkennenden Zei-

ten sowie
4. die Anpassung der Bezüge

nach den für die Beamten und Beamtinnen des Landes
Niedersachsen jeweils geltenden Bestimmungen.
(2)  Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wer-
den Pfarrer und Pfarrerinnen sowie Kirchenbeamte
und Kirchenbeamtinnen des zweiten Einstiegsamtes
der Laufbahngruppe 2 mit Beginn des Probedienstes
der Erfahrungsstufe 5 zugeordnet.
(3)  § 50 f Beamtenversorgungsgesetz (Bund) findet
keine Anwendung.
(4)  Vikare und Vikarinnen erhalten Bezüge in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften, die für die
Beamten und Beamtinnen auf Widerruf des Landes
Niedersachsen im Vorbereitungsdienst für das zweite
Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 gelten. Setzen Vi-
kare oder Vikarinnen den Vorbereitungsdienst wegen
einer Zusatzausbildung nach Bestehen der Zweiten
theologischen Prüfung fort, so erhalten sie einen Son-
derzuschlag in Höhe von 55 v.H. des ihnen zustehen-
den Grundbetrages.

§ 2 (zu § 10 BVG-EKD)
Öffnungsklauseln

Sonderzahlungen und Einmalzahlungen werden in
entsprechender Anwendung der für die Beamten und
Beamtinnen des Landes Niedersachsen geltenden
Rechtsvorschriften gewährt. Bei der Anwendung von
Ruhens- und Anrechnungsvorschriften sind die jähr-
lichen Sonderzahlungen sowie Einmalzahlungen und
eine entsprechende Leistung, die Versorgungsberech-
tigte aus einer Erwerbstätigkeit oder zu den früheren
Versorgungsbezügen erhalten, entsprechend der ge-
setzlich bestimmten Zahlungsweise zu berücksichti-
gen. Die bei Anwendung von Ruhensvorschriften
maßgebenden Höchstgrenzen erhöhen sich um den in
dem jeweiligen Monat gewährten Gesamtbetrag.
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§ 3 (zu § 13 BVG-EKD)
Familienzuschlag

Werden von anderer Seite Vorschriften über das Zu-
sammentreffen mehrerer Ansprüche auf Familienzu-
schlag nicht angewandt, weil der kirchliche Dienst
aufgrund geltenden Rechts insoweit nicht als öffent-
licher Dienst behandelt wird, so ist der Familienzu-
schlag nach diesem Kirchengesetz neben den von an-
derer Seite gewährten Leistungen bis zu der in § 13
Absatz 2 Satz 2 BVG-EKD bezeichneten Höchstgren-
ze zu zahlen.

§ 4 (zu § 17 BVG-EKD)
Höhe des Grundgehaltes der Pfarrer und

Pfarrerinnen
Pfarrer und Pfarrerinnen erhalten, soweit nicht durch
Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes
etwas anderes bestimmt ist, Grundgehalt
1. bis zur elften Stufe nach Besoldungsgruppe A13
2. von der zwölften Stufe an nach der Besoldungs-

gruppe A14.
Das Aufsteigen in den Stufen des Grundgehaltes be-
stimmt sich nach den Erfahrungszeiten.

§ 5 (zu § 18 BVG-EKD)
Zuordnung der Ämter und

Dienstpostenbewertung
(1)  Die Zuordnung der Ämter der Kirchenbeamten,
Kirchenbeamtinnen, Pfarrer und Pfarrerinnen zu den
Besoldungsgruppen der für die Beamten und Beam-
tinnen des Landes Niedersachsen geltenden Besol-
dungsordnungen richtet sich nach der Anlage. Die
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen führen die
in der Anlage für ihr Amt aufgeführte Amtsbezeich-
nung. Die Einstiegsämter der Kirchenbeamten und
Kirchenbeamtinnen richten sich nach den für die Be-
amten und Beamtinnen des Landes Niedersachsen gel-
tenden Rechtsvorschriften.
(2)  Soweit die Ämter von Kirchenbeamten und Kir-
chenbeamtinnen einer besonderen Fachrichtung nicht
in der Anlage aufgeführt sind, ist für die Zuordnung
zu den Besoldungsgruppen das für die Beamten und
Beamtinnen des Landes Niedersachsen geltende
Recht entsprechend anzuwenden. Gleiches gilt für das
Führen der Amtsbezeichnung. Sie erhält den Zusatz
„im Kirchendienst“ („i. K.“). Im Übrigen erfolgt die
Zuordnung zu den Besoldungsgruppen durch den Stel-
lenplan der jeweiligen Dienststelle. Jeder Dienstpos-
ten, der mit einem Kirchenbeamten oder einer Kir-
chenbeamtin besetzt ist oder besetzt werden soll, ist
nach sachgerechter Bewertung durch den Dienstherrn
einem der in den Besoldungsordnungen aufgeführten
Ämter zuzuordnen (Dienstpostenbewertung).
(3)  Durch die Bewertung der Dienstposten und die
Errichtung entsprechender Kirchenbeamtenstellen
und ihre Verteilung auf die Dienstposten wird ein An-
spruch der Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers
auf Verleihung eines Amtes mit höherem Endgrund-
gehalt nicht begründet.

§ 6 (zu § 20 BVG-EKD)
Besoldung bei Wegfall von Zulagen und

Verleihung eines anderen Amtes
(1)  Übernimmt ein Pfarrer oder eine Pfarrerin im
kirchlichen Interesse einen Auftrag, für den niedrigere
Dienstbezüge vorgesehen sind, als sie im bisherigen
Auftrag zustanden, so kann eine Ausgleichszulage bis
zur Höhe des Unterschiedes zwischen den künftigen
Dienstbezügen und den Dienstbezügen, die im bishe-
rigen Auftrag zuletzt zustanden, gewährt werden.
(2)  Hat der Pfarrer oder die Pfarrerin den bisherigen
Auftrag mindestens sechs Jahre lang innegehabt, so
kann abweichend von Absatz 1 auch eine Ausgleichs-
zulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen den
künftigen Dienstbezügen und den jeweiligen Dienst-
bezügen, die im bisherigen Auftrag zugestanden hät-
ten, gewährt werden.
(3)  Die Ausgleichszulage kann für ruhegehaltfähig
erklärt werden.
(4)  Absätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn der neue Auf-
trag aufgrund eines Disziplinarurteils übertragen wird.

§ 7 (zu § 23 Abs. 3 BVG-EKD)
Zulagen

(1)  Pröpste und Pröpstinnen und der Direktor bzw. die
Direktorin des Predigerseminars erhalten für die Dau-
er der Wahrnehmung dieser Ämter eine ruhegehaltfä-
hige Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem jeweiligen Grundgehalt (§ 4) und dem je-
weiligen Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe
A15.
(2)  Die Stellvertreter und Stellvertreterinnen der
Pröpste und Pröpstinnen erhalten für die Dauer der
Wahrnehmung dieser Ämter bis zur elften Stufe eine
ruhegehaltfähige Zulage in Höhe des Unterschiedsbe-
trages zwischen dem Grundgehalt gemäß § 4 Nr. 1 und
dem Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A14.
Von der zwölften Stufe an erhalten sie eine ruhege-
haltfähige Zulage in Höhe des hälftigen Unterschieds-
betrages zwischen dem Grundgehalt gemäß § 4 Nr. 2
und dem Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe
A15.
(3)  Der Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin des
Propstes bzw. der Pröpstin der Propstei Braunschweig
und der Domprediger bzw. die Dompredigerin am
Dom St. Blasii zu Braunschweig erhalten für die Dau-
er der Wahrnehmung dieser Ämter bis zur elften Stufe
eine ruhegehaltfähige Zulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt gemäß
§ 4 Nr. 1 und dem hälftigen Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Grundgehaltssätzen der Besoldungsgrup-
pen A14 und A15. Von der zwölften Stufe an erhalten
sie eine ruhegehaltfähige Zulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt gemäß
§ 4 Nr. 2 und dem Grundgehalt nach der Besoldungs-
gruppe A15.
(4)  Wird vorübergehend vertretungsweise ein höher-
wertiges Amt übertragen, so besteht ab dem siebten
Monat der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser
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Tätigkeit Anspruch auf eine nicht ruhegehaltfähige
Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
dem Grundgehalt der eigenen Besoldungsgruppe und
dem Grundgehalt, das bei dauerhafter Wahrnehmung
der vorübergehend übertragenen Tätigkeit zustehen
würde.

§ 8 (zu §§ 24 und 25 BVG-EKD)
Dienstwohnung

(1)  Die Dienstwohnung für einen Pfarrer oder eine
Pfarrerin, der oder die im pfarramtlichen Dienst in ei-
ner Kirchengemeinde tätig ist, ist durch die Kirchen-
gemeinde in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarr-
haus, in einem anderen geeigneten kirchlichen Ge-
bäude oder wenn ein solches nicht vorhanden ist,
durch Anmietung bereitzustellen.
(2)  Wird einem Pfarrer oder einer Pfarrerin, dem oder
der eine Stelle mit allgemeinkirchlicher Aufgabe über-
tragen worden ist, eine Dienstwohnung zugewiesen,
so ist diese von der Landeskirche bereitzustellen. Wird
der Dienst eines Pfarrers oder einer Pfarrerin nach dem
Dienstumfang seiner oder ihrer Stelle für mehrere
Rechtsträger erfüllt, so obliegt die Gestellung der
Dienstwohnung den beteiligten Rechtsträgern antei-
lig. Können sich mehrere Rechtsträger über ihren An-
teil nicht einig werden, so entscheidet das Landeskir-
chenamt endgültig.
(3)  Für die Festsetzung der Dienstwohnung und jede
Änderung ihres Umfangs und der Größe eines dazu-
gehörenden Hausgartens ist das Landeskirchenamt zu-
ständig.
(4)  Die Überlassung von Teilen der Dienstwohnung
durch den Pfarrer oder die Pfarrerin an Dritte und die
Ausübung eines Gewerbes oder Berufes durch Dritte
innerhalb der Dienstwohnung bedürfen des Einver-
ständnisses des Kirchenvorstandes und der Genehmi-
gung des Landeskirchenamtes.
(5)  Der Anrechnungsbetrag (Dienstwohnungsvergü-
tung) wird von den Dienstbezügen einbehalten und
verbleibt bei der Landeskirche.

§ 9 (zu §§ 24 und 25 BVG-EKD)
Dienstwohnung

(1)  Die Dienstwohnung wird durch das Landeskir-
chenamt zugewiesen. Haben beide Ehegatten An-
spruch auf Zuweisung einer Dienstwohnung, so gilt
mit der Zuweisung einer Dienstwohnung an einen der
Ehegatten der Anspruch des anderen als erfüllt.
(2)  Pfarrern und Pfarrerinnen, denen eine allgemein-
kirchliche Aufgabe übertragen ist, wird eine Dienst-
wohnung nur zugewiesen, wenn sie verpflichtet sind,
am Dienstsitz zu wohnen und eine Dienstwohnung zu
beziehen.
(3)  Hat in den Fällen des Absatzes 2 ein Pfarrer oder
eine Pfarrerin keinen Anspruch auf Zuweisung einer
Dienstwohnung und wird er oder sie nach Räumung
einer Dienstwohnung durch den Mietzins für eine von
ihm oder ihr angemietete Wohnung finanziell erheb-
lich belastet, so wird ihm oder ihr auf Antrag ein Aus-

gleich (Wohnungsausgleichszulage) nach Maßgabe
der Ausführungsverordnung über die Gewährung von
Zulagen gewährt.
(4)  Bei Pfarrern und Pfarrerinnen, die in einem
Dienstverhältnis mit eingeschränktem Auftrag ver-
wendet werden, sind bei der Bemessung des Anrech-
nungsbetrages (Dienstwohnungsvergütung) die ge-
kürzten Dienstbezüge zugrunde zu legen. Dies erfolgt
bei einem verheirateten Pfarrer oder bei einer verhei-
rateten Pfarrerin nur, wenn der Pfarrer oder die Pfar-
rerin nachweist, dass die Einkünfte des Ehegatten eine
in der Ausführungsverordnung nach Absatz 5 festzu-
setzende Grenze nicht überschreiten. Wird dieser
Nachweis nicht erbracht, sind bei der Bemessung der
Dienstwohnungsvergütung die ungekürzten Dienstbe-
züge zugrunde zu legen.
(5)  Das Weitere wird durch die Dienstwohnungsvor-
schriften geregelt, die als Ausführungsverordnung er-
lassen werden. Darin kann auch bestimmt werden,
dass für die Ausführung der Schönheitsreparaturen
neben der Dienstwohnungsvergütung ein Zuschlag
(Schönheitsreparaturpauschale) erhoben wird.

§ 10
Aufbringung der Besoldung und Versorgung

(1)  Die Mittel für die Besoldung und Versorgung für
die Pfarrer und Pfarrerinnen werden aus den Erträgen
der Pfarren (Pfarrpfründen) und Pfarrwitwentümer so-
wie aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Landeskir-
che aufgebracht.
(2)  Die Pfarren und Pfarrwitwentümer sind selbst-
ständige Rechtsträger; ihre Vermögen sind in ihrem
Bestand zu erhalten. Das Landeskirchenamt verwaltet
die Vermögen und vertritt die Pfarren und Pfarrwit-
wentümer im Rechtsverkehr. 3Zur Veräußerung und
zur dinglichen Belastung von Grundstücken und Be-
rechtigungen der Pfarren und Pfarrwitwentümer ist die
Genehmigung der Kirchenregierung erforderlich,
wenn der Wert 200.000,00 € übersteigt.
(3)  Die Erträge der Pfarren und Pfarrwitwentümer
fließen in die Landeskirchenkasse. Von den Erträgen
sind die Kosten der Verwaltung, Erhaltung und Ver-
besserung der Vermögen sowie die Abgaben und Las-
ten zu bestreiten, soweit sie nicht Dritten obliegen. Im
Übrigen dienen die Erträge ausschließlich der Besol-
dung und Versorgung.
(4)  Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder
öffentlichen Rechts beruhenden Verpflichtungen Drit-
ter gegenüber der Landeskirche, den Pfarren, den
Pfarrwitwentümern oder den Kirchengemeinden blei-
ben unberührt.
(5)  Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine
Versorgungskasse richtet sich nach dem Recht der
Landeskirche.

§ 11 (zu § 26 BVG-EKD)
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

(1)  Der Faktor aus § 5 Absatz 1 Satz 1 des Beamten-
versorgungsgesetzes (Bund) findet keine Anwendung.
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(2)  Hat ein Pfarrer oder eine Pfarrerin früher ein mit
höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet
und diese Bezüge mindestens zehn Jahre lang erhalten,
so sind bei der Berechnung des Ruhegehaltes die ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge zugrunde zu legen, die
bei Verbleiben in dem früheren Amt zugrunde zu le-
gen gewesen wären.
(3)  Der Absatz 2 gilt nicht, wenn der Pfarrer oder die
Pfarrerin das mit höheren Dienstbezügen verbundene
Amt aufgrund eines Disziplinarurteils verloren hat.

§ 12 (zu § 29 BVG-EKD)
Höhe des Ruhegehaltes in besonderen Fällen

(1)  Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent
für jedes Jahr, um das Versorgungsberechtigte
1. mit Schwerbehinderung im Sinne des § 2 Abs. 2

des Neunten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB
IX) vor Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Le-
bensjahr vollenden, nach § 27 PfDGErgG oder §
15a KBGErgG in den Ruhestand versetzt werden,

2. ohne Schwerbehinderung im Sinne des § 2 Abs. 2
(SGB IX) vor Ablauf des Monats, in dem sie die
jeweils geltende gesetzliche Altersgrenze errei-
chen, nach § 27 PfDGErgG oder § 15a KBGErgG
in den Ruhestand versetzt werden,

3. vor Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Lebens-
jahr vollenden, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht
auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand
versetzt werden. In diesem Fall darf die Minderung
des Ruhegehalts 10,8 Prozent nicht übersteigen.

(2)  Für Versorgungsberechtigte gelten bei Festset-
zung des Versorgungsabschlages die Übergangsrege-
lungen des § 90 Niedersächsischen Beamtenversor-
gungsgesetzes (NBeamtVG) fort.

§ 13 (zu § 32 BVG-EKD)
Kindererziehungszuschlag in besonderen Fällen

Der Kindererziehungszuschlag wird in entsprechen-
der Anwendung der für die Beamten und Beamtinnen
des Landes Niedersachsen geltenden Rechtsvorschrif-
ten gewährt.

§ 14 (zu § 41 BVG-EKD)
Sockelbetrag für Versicherte der

Rentenversicherung der DDR
§ 41 BVG-EKD findet keine Anwendung. Für die Per-
sonengruppe des § 41 Absatz 1 BVG-EKD gilt hin-
sichtlich der Ausbildungszeiten im Sinne des § 12b des
Beamtenversorgungsgesetzes (Bund) die Regelung
des § 12 Beamtenversorgungsgesetzes (Bund). Im Üb-
rigen gilt für sie § 28 BVG-EKD.

§ 15
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen
Maßnahmen sowie für die Entgegennahme von Erklä-
rungen ist das Landeskirchenamt zuständig, soweit
nicht etwas anderes bestimmt ist. Oberste Dienstbe-
hörde im Sinne der entsprechend anzuwendenden

Rechtsvorschriften für die Beamten und Beamtinnen
des Landes Niedersachsen ist die Kirchenregierung.

§ 16 (zu § 56 Absätze 3, 4a u. 6 BVG-EKD)
Fortgeltung vorhandenen Rechts

(1)  Die Anerkennung von Ausbildungszeiten als ru-
hegehaltfähige Dienstzeit richtet sich nach den für die
Beamten und Beamtinnen des Landes Niedersachsen
geltenden Rechtsvorschriften.
(2)  Wird für eine Waise nach beamtenrechtlichen
Vorschriften von anderer Seite ein niedrigeres Wai-
sengeld gezahlt, weil der Dienstherr eine beamten-
rechtliche Regelung über das Zusammentreffen meh-
rerer Ansprüche für diesen Fall nicht anwendet, so
wird das Waisengeld nach diesem Kirchengesetz unter
Abzug der von anderer Seite gewährten Leistungen
gezahlt.
(3)  Für die Gewährung von Altersgeld sind die für die
Beamten und Beamtinnen des Landes Niedersachsen
geltenden Bestimmungen anzuwenden. Die Bestim-
mungen des BVG-EKD über das Erlöschen des An-
spruchs auf Altersgeld und über die Aberkennung des
Altersgelds finden ergänzend Anwendung.
(4)  Vom 1. Dezember 2011 bis 31. Dezember 2016
erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag ge-
mäß § 69 Absatz 2 Sätze 2 und 3 NBeamtVG in der
bis zum 31. Dezember 2016 jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 17 (zu § 56a BVG-EKD)
Zusage der Unfallfürsorge

Unfallfürsorge in entsprechender Anwendung der all-
gemeinen Vorschriften kann für Unfälle zugesagt wer-
den, die in Ausübung oder in Folge außerdienstlicher,
im kirchlichen Interesse liegender Tätigkeiten, auch
im Falle einer Beurlaubung erlitten wurden. Neben
Leistungen, die Betroffene oder ihre Hinterbliebenen
aufgrund des Unfalls von anderer Seite erhalten, wird
Unfallfürsorge nur bis zur Höhe der gesetzlichen Un-
fallfürsorge gewährt. Leistungen einer Versicherung
sind insoweit nicht zu berücksichtigen, als sie auf ei-
gene Beiträge zurückgehen.

Anlage (zu § 5)
Vorbemerkung: Die Amtsbezeichnungen sind in den
Besoldungsgruppen nach der Buchstabenfolge geord-
net. Zuordnung der kirchlichen Ämter zur Besol-
dungsgruppe A:
A5 (Landes-)Kirchenassistent/in
A6 (Landes-)Kirchensekretär/in
A7 (Landes-)Kirchenobersekretär/in
A8 (Landes-)Kirchenhauptsekretär/in
A9 (Landes-)Kirchenamtsinspektor/in
A10 (Landes-)Kirchenoberinspektor/in Pfarrverwal-
ter/in (soweit nicht in A11 bis 13)
A11 (Landes-)Kirchenamtmann/frau Pfarrverwalter/
in (soweit nicht in A10, 12 oder 13)
A12 (Landes-)Kirchenamtsrat/rätin Lehrer/in im Kir-
chendienst (soweit nicht in A13 oder 14) Pfarrverwal-
ter/in (soweit nicht in A10, 11 oder 13)
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A13 (Landes-)Kirchenarchivrat/rätin (soweit nicht in
A14 oder 15) (Landes-)Kirchenbaurat/rätin (soweit
nicht in A14) (Landes-)Kirchenoberamtsrat/rätin (so-
weit nicht in A14) (Landes-)Kirchenrat/rätin (soweit
nicht in A14 oder 15) Lehrer/in im Kirchendienst (so-
weit nicht in A12 oder 14) Pfarrverwalter/in (soweit
nicht in A10 bis 12)
A14 (Landes-)Kirchenarchivrat/rätin (soweit nicht in
A13 oder 15) (Landes-)Kirchenbaurat/rätin (soweit
nicht in A13) (Landes-)Kirchenoberamtsrat/rätin (so-
weit nicht in A13) (Landes-)Kirchenrat/rätin (soweit
nicht in A13 oder 15) Lehrer/in im Kirchendienst (so-
weit nicht in A12 oder 13)
A 15 (Landes-)Kirchenarchivrat/rätin (soweit nicht in
A13 oder 14) (Landes-)Kirchenrat/rätin (soweit nicht
in A13 oder 14) Leitende/r Landeskirchenbaurat/rätin.
Die Klammerzusätze bei den Dienstbezeichnungen
gelten für Beamte im unmittelbaren Dienst der Lan-
deskirche bei einer Verwendung im Landeskirchen-
amt.

Artikel 3
Kirchengesetz zur Änderung des

Kirchengesetzes zur Ergänzung des
Pfarrdienstgesetzes der EKD

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Pfarrdienstge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
(PfDGErgG) vom 17.November 2012 (ABl. 2013 S.
6), zuletzt geändert am 27. September 2013 (ABl. S.
78), wird wie folgt geändert:
1. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3

eingefügt:
„(3) Beihilfen sowie Unterstützungen werden in
entsprechender Anwendung der für die Beamtin-
nen und Beamten des Landes Niedersachsen gel-
tenden Rechtsvorschriften von der Landeskirche
gewährt.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
c) Dem neuen Absatz 4 wird folgender Satz ange-

fügt:
„Diese Stelle handelt in allen Verfahrensschritten
im Namen und im Auftrag der Landeskirche.“

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
„(5) Für Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Beihil-
feansprüche sich am 1. Januar 2017 nach § 22 des
Kirchengesetzes über die Besoldung und Versor-
gung der Pfarrer und Pfarrerinnen (Pfarrerbesol-
dungs- und –versorgungsgesetzes – PfBVG) in
der Fassung vom 29. August 2001 (ABl. 2001 S.
144), zuletzt geändert am 3. Juni 2016 (ABl. 2016
S. 52), bemessen haben, besteht dieser Anspruch
fort, solange die Voraussetzungen dafür vorlie-
gen.“

2. § 31 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus dem
Pfarrdienstverhältnis können gegenüber einer
Pfarrerin oder einem Pfarrer durch Leistungsbe-

scheid geltend gemacht werden. Die Möglich-
keit, einen Anspruch durch Erhebung einer Klage
zu verfolgen bleibt unberührt.“

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:
„(2) Der Leistungsbescheid wird vom Landes-
kirchenamt auf Antrag der forderungsberechtig-
ten Körperschaft oder von Amts wegen erlassen.
Er soll nur erlassen werden, wenn eine Pfarrerin
oder ein Pfarrer nicht zur Zahlung bereit oder
nicht mit der Einbehaltung von den Dienst- oder
Versorgungsbezügen einverstanden ist.“

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Der Leistungsbescheid wird mit der Zustel-
lung an die Pfarrerin oder den Pfarrer sofort voll-
ziehbar. Er wird durch Einbehaltung des festge-
setzten Betrages von den Dienst- oder Versor-
gungsbezügen vollzogen.“

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Für die Vollziehung des Leistungsbeschei-
des gelten die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung über die Unpfändbarkeit von Forderungen
entsprechend.“

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
„(5) Für die Geltendmachung von vermögens-
rechtlichen Ansprüchen gegenüber versorgungs-
berechtigten Angehörigen der Pfarrerin oder des
Pfarrers gelten die Vorschriften der Absätze 1 bis
4 entsprechend.“

Artikel 4
Kirchengesetz zur Änderung des Ergänzungs-
gesetzes zum Kirchenbeamtengesetz der EKD

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Kirchenbeam-
tengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 17. November 2006 (ABl. 2007 S. 3), zuletzt ge-
ändert am 6. März 2010 (ABl. S. 105), wird wie folgt
geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „in Krank-
heits- und Pflegefällen“ gestrichen.

b) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Diese Stelle handelt in allen Verfahrens-
schritten im Namen und im Auftrag der Lan-
deskirche.

2. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:
„12a Sabbatzeit (zu § 51 KBG.EKD)

(1) Der Dienst von Kirchenbeamten und Kirchen-
beamtinnen kann auch in der Weise eingeschränkt
werden, dass sie für einen bestimmten Zeitraum
ihren Dienst bei eingeschränkten Bezügen in vol-
lem Umfang versehen (Ansparphase) und hierfür
im Anschluss eine Freistellung unter Fortzahlung
der eingeschränkten Bezüge (Sabbatzeit) erhalten.
Ansparphase und Sabbatzeit ergeben zusammen
den Bewilligungszeitraum. Die Sabbatzeitrege-
lung gilt auch für Kirchenbeamte und Kirchen-
beamtinnen, die sich bereits in einem einge-
schränkten Dienstverhältnis befinden.
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(2) Während der ersten drei Viertel des Bewilli-
gungszeitraums ist der Dienst in vollem Umfang
zu versehen und während des letzten Viertels ist
der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin von
der Pflicht zur Dienstleistung ganz freigestellt.
Während des gesamten Bewilligungszeitraums
verringern sich die Bezüge um ein Viertel der je-
weils zuletzt zustehenden Besoldung.
(3) Eine Sabbatzeit muss mindestens drei Monate
und kann längstens zwölf Monate betragen. Die
Sabbatzeit während der gesamten Dienstzeit ist auf
insgesamt zwölf Monate begrenzt.
(4) Eine Sabbatzeit kann frühestens zehn Jahre
nach der erstmaligen Übertragung einer Stelle an-
getreten werden.
(5) Die Gewährung einer Sabbatzeit bedarf der
vorherigen Zustimmung des Dienstvorgesetzten
oder der Dienstvorgesetzten. Dem schriftlichen
Antrag kann nur stattgegeben werden, soweit der
Sabbatzeit dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen.
(6) Der Bewilligungszeitraum ist im Umfang des
wahrgenommenen eingeschränkten Dienstes ruhe-
gehaltfähig. Ein bestehender Anspruch auf eine
Dienstwohnung bleibt von der Sabbatzeitregelung
unberührt. Der Anspruch auf Erholungsurlaub, der
dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin für
das Urlaubsjahr zusteht, wird während der Frei-
stellungsphase für jeden vollen Kalendermonat um
ein Zwölftel gekürzt.
(7) Der eingeschränkte Dienst nach dieser Sabbat-
zeitregelung kann bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes auf Antrag des Kirchenbeamten oder der
Kirchenbeamtin abgebrochen werden. Im Falle ei-
nes Abbruchs während der Ansparphase oder Sab-
batzeit wird eine entsprechende einmalige Aus-
gleichszahlung geleistet.
(8) Eine Erkrankung des Kirchenbeamten oder der
Kirchenbeamtin hat keinen Einfluss auf den Ab-
lauf der Ansparphase oder die Sabbatzeit.“

3. In § 13 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Für die damit verbundenen besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlichen Rechtsfolgen gelten die Be-
stimmungen des Besoldungs- und Versorgungsge-
setzes der EKD sowie die dazu ergangenen ergän-
zenden Regelungen.“

4. In § 15a wird folgender Satz 2 angefügt:
„Abweichend von § 67 KBG.EKD können Kir-
chenbeamte und Kirchenbeamtinnen auf ihren An-
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie
das 60. Lebensjahr vollendet haben.“

5. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:
„§ 16a Leistungsbescheid (zu § 88 KBG.EKD)

(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Kir-
chenbeamtenverhältnis können gegenüber einer
Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten
durch Leistungsbescheid geltend gemacht werden.
Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhebung
einer Klage zu verfolgen bleibt unberührt.

(2) Der Leistungsbescheid wird vom Dienstherrn
auf Antrag der forderungsberechtigten Körper-
schaft oder von Amts wegen erlassen. Er soll nur
erlassen werden, wenn eine Kirchenbeamtin oder
ein Kirchenbeamter nicht zur Zahlung bereit oder
nicht mit der Einbehaltung von den Dienst- oder
Versorgungsbezügen einverstanden ist.
(3) Der Leistungsbescheid wird mit der Zustellung
an die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten
sofort vollziehbar. Er wird durch Einbehaltung des
festgesetzten Betrages von den Dienst- oder Ver-
sorgungsbezügen vollzogen.
(4) Für die Vollziehung des Leistungsbescheides
gelten die Vorschriften der Zivilprozessordnung
über die Unpfändbarkeit von Forderungen entspre-
chend.
(5) Für die Geltendmachung von vermögensrecht-
lichen Ansprüchen gegenüber versorgungsberech-
tigten Angehörigen des Kirchenbeamten oder der
Kirchenbeamtin gelten die Vorschriften der Ab-
sätze 1 bis 4 entsprechend.“

Artikel 5
Kirchengesetz über den Dienst des

Pfarrverwalters (Pfarrverwaltergesetz)
Das Pfarrverwaltergesetz in der Fassung vom 2. Mai
1986 (ABl. S. 150), zuletzt geändert am 18. Mai 2001
(ABl. S. 101) wird wie folgt geändert:
§ 14 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Pfarrverwalter erhalten Bezüge nach Maßgabe
der für die öffentlich-rechtlich Bediensteten der Lan-
deskirche geltenden Bestimmungen.“

Artikel 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli
2017 in Kraft. Artikel 2 § 1 Absatz 2 dieses Kirchen-
gesetzes tritt rückwirkend zum 1. Januar 2017 in Kraft.
(2)  Am 1. Juli 2017 treten außer Kraft:
1. Das Kirchengesetz über die Besoldung und Ver-

sorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (Pfarrerbe-
soldungs- und -versorgungsgesetz – PfBVG) in der
Fassung vom 29. August 2001 (ABl. S. 144), zu-
letzt geändert am 3. Juni 2016 (ABl. S. 52).

2. Das Kirchengesetz über die Besoldung und Ver-
sorgung der Kirchenbeamten und ihrer Hinterblie-
benen (Kirchenbeamten-Besoldungsgesetz) in der
bereinigten Neufassung vom 3. Dezember 1988
(ABl. S. 59), zuletzt geändert am 6. März 2010
(ABl. S. 57).

3. Das Kirchengesetz der Konföderation über die Be-
züge der Vikare und Vikarinnen vom 23. Novem-
ber 1995 (ABl. 1996 S. 50), zuletzt geändert am
12. März 2011 (ABl. S. 69).

G o s l a r , den 5. Mai 2017
Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig

Dr. M e y n s
Landesbischof
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Evangelische Kirche in Hessen und Nassau

Nr. 117 - Kirchengesetz über Kollekten,
Spenden und Sammlungen

(Kollektenordnung – KollO).
Vom 4. Mai 2017. (ABl. S. 121)

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Allgemeine Bestimmungen

(1)  Kollekten und Spenden tragen zur Erfüllung der
kirchlichen und diakonischen Aufgaben bei.
(2)  Kollekten sind Geldsammlungen, die als Bestand-
teil gottesdienstlicher Versammlungen unter Angabe
einer Zweckbestimmung erbeten und gegeben wer-
den.
(3)  Geldsammlungen für bestimmte Zwecke können
auch als Haus- und Straßensammlungen stattfinden.

§ 2
Geldsammlungen in Gottesdiensten

(1)  In gottesdienstlichen Versammlungen werden er-
beten:
1. Kollekten, deren Erhebung für einen oder für al-

ternative Zwecke vorgeschrieben ist (verbindliche
Kollekten),

2. Kollekten, deren Zweckbestimmung frei gewählt
werden kann (freie Kollekten).

(2)  Neben den Kollekten können
1. Gaben für diakonische Aufgaben der Kirchenge-

meinde erbeten und
2. Sammelbehältnisse für festgelegte Zwecke im

Gottesdienstraum aufgestellt werden (Opferstö-
cke).

§ 3
Verbindliche Kollekten

(1)  Die Kirchensynode legt in einem Kollektenplan
die im Kalenderjahr verbindlich zu erhebenden Kol-
lekten fest. Ihre Zahl soll die Hälfte der Zahl der Sonn-
und allgemein begangenen Festtage nicht übersteigen.
Von den verbindlichen Kollekten können bis zu acht
als vorrangig gekennzeichnet werden.
(2)  Die Dekanatssynode kann für jedes Kalenderjahr
eine zusätzliche verbindliche Kollekte beschließen.
(3)  Die Kirchengemeinden haben die verbindlichen
Kollekten in allen Gottesdiensten an dem jeweiligen
Sonn- oder Festtag und gegebenenfalls an dem vor-
ausgehenden Samstag zu erbitten.
(4)  Die verbindlichen Kollekten werden nicht erhoben
in Gottesdiensten aus Anlass von Amtshandlungen,
die neben dem regelmäßigen Gottesdienst stattfinden,
und in Kindergottesdiensten.

(5)  Die Kirchengemeinden können in jedem Jahr bis
zu fünf verbindliche Kollekten aus besonderem An-
lass mit den jeweils nächsten freien Kollekten tau-
schen. Dies gilt nicht für die als vorrangig gekenn-
zeichneten verbindlichen Kollekten.

§ 4
Verbindliche Kollekten bei Kirchengemeinden

mit nicht wöchentlichem Gottesdienst
(1)  Kirchengemeinden, die seltener als wöchentlich
Gottesdienst feiern, können einen eigenen, kirchenge-
meindlichen Kollektenplan aufstellen, wenn sie von
der Erhebung der verbindlichen Kollekten nach § 3
Absatz 1 abweichen wollen.
(2)  Bei einem kirchengemeindlichen Kollektenplan
reduziert sich die Zahl der verbindlichen Kollekten
1. auf 23 bei regelmäßig drei Gottesdiensten im Mo-

nat,
2. auf 15 bei regelmäßig zwei Gottesdiensten im Mo-

nat,
3. auf 8 bei regelmäßig einem Gottesdienst im Monat

und
4. auf eine Zahl, die wenigstens der Hälfte der jähr-

lich gefeierten Gottesdienste entspricht, bei einem
anderen Rhythmus.

(3)  Die vorrangigen verbindlichen Kollekten müssen
in diesen Kollekten enthalten sein. Sie werden, soweit
an dem betreffenden Sonntag oder Festtag kein Got-
tesdienst gefeiert wird, in dem vorausgehenden oder
darauf folgenden Gottesdienst erbeten.
(4)  Die weiteren verbindlichen Kollekten können die
Kirchengemeinden aus den nicht als vorrangig ge-
kennzeichneten verbindlichen Kollekten frei wählen.
Diese sollen an den in dem Kollektenplan der Ge-
samtkirche angegebenen Sonn- und Festtagen erbeten
werden.
(5)  Ein kirchengemeindlicher Kollektenplan ist dem
Dekanatssynodalvorstand für jedes Jahr im Voraus zur
Kenntnis zu geben.
(6)  Bei Gottesdiensten, die in unregelmäßigen Ab-
ständen gefeiert werden, wird die in § 3 Absatz 1 vor-
gesehene Kollekte erbeten.

§ 5
Verbindliche Kollekten bei Kirchengemeinden

mit verschiedenen Gottesdienstorten
Kirchengemeinden mit verschiedenen Gottesdienst-
orten, die insgesamt mindestens wöchentlich einen
Gottesdienst feiern, erbitten die Kollekten nach dem
Kollektenplan der Gesamtkirche unabhängig von der
Häufigkeit der Gottesdienste an den einzelnen Got-
tesdienstorten.
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§ 6
Freie Kollekten

Der Kirchenvorstand oder das zuständige Vertre-
tungsorgan ist für die Zweckbestimmung freier Kol-
lekten zuständig.

§ 7
Kollekten bei Amtshandlungen

Für Kollekten in Gottesdiensten aus besonderem An-
lass, insbesondere im Rahmen von Amtshandlungen,
kann der Kirchenvorstand allgemeine Regeln festle-
gen oder eine Auswahlmöglichkeit einräumen. Macht
er hiervon keinen Gebrauch und trifft auch keine Ein-
zelregelung, wird der Zweck der Kollekte von der den
Gottesdienst leitenden Person in der Regel im Beneh-
men mit den Betroffenen festgelegt.

§ 8
Empfohlene Kollekten

Die Kirchensynode, die Kirchenleitung, die Dekanats-
synoden und die Dekanatssynodalvorstände können
Empfehlungen für die Zweckbestimmung freier Kol-
lekten aussprechen.

§ 9
Gaben für diakonische Aufgaben und

Opferstöcke
Wird neben der verbindlichen Kollekte eine Gabe für
diakonische Aufgaben der Kirchengemeinde erbeten,
oder sind Opferstöcke für bestimmte Zwecke aufge-
stellt, darf hierauf in demselben Gottesdienst nicht in
besonderer Weise empfehlend aufmerksam gemacht
werden.

§ 10
Abkündigung der Kollekte und Ergebnis

Die Zweckbestimmung und Bedeutung der in dem
Gottesdienst erbetenen Kollekte ist abzukündigen.
Das Ergebnis der Kollekte ist der Kirchengemeinde in
geeigneter Weise bekanntzugeben.

§ 11
Einsammeln und Zählen

(1)  Kollekten und Gaben für diakonische Aufgaben
können entweder an geeigneter Stelle während des
Gottesdienstes oder am Ausgang eingesammelt wer-
den.
(2)  Die Kollekte und die Gaben für diakonische Auf-
gaben werden jeweils von mindestens zwei geeigneten
Personen unmittelbar nach dem Gottesdienst gezählt
und festgestellt. Das Ergebnis wird in das Kollekten-
buch eingetragen und durch Unterschriften bestätigt.
Bei den geeigneten Personen soll es sich um Mitglie-
der oder Beauftragte des Kirchenvorstands handeln.
Ist dies nicht möglich, zählt die Leiterin oder der Leiter
des Gottesdienstes zusammen mit einem Mitglied der
Kirchengemeinde oder der Gottesdienstgemeinde die
Kollekte.

§ 12
Spenden ohne Zweckbestimmung

Der Kirchengemeinde anderweitig zugewendete Be-
träge ohne besondere Zweckbestimmung werden wie
freie Kollekten behandelt.

§ 13
Haus- und Straßensammlungen

Der Kirchenvorstand kann Haus- und Straßensamm-
lungen beschließen.

§ 14
Opferstöcke

Opferstöcke für bestimmte Zwecke werden entspre-
chend dem Beschluss des Kirchenvorstands regelmä-
ßig von zwei Mitgliedern des Kirchenvorstands ge-
öffnet, eingelegtes Geld entnommen, gezählt und fest-
gestellt. Die Feststellung ist zu unterschreiben.

§ 15
Kollektenkasse

Sämtliche Kollektenmittel werden in der Kollekten-
kasse unter der Verantwortung des Kirchenvorstands
verbucht.

§ 16
Mittelverwendung

(1)  Mittel, die für einen bestimmten Zweck gegeben
werden, sind diesem zeitnah zuzuführen.
(2)  Kollekten, Spenden und Sammlungserträge ohne
konkrete Zweckbestimmung können für alle Aufga-
ben der Kirchengemeinde eingesetzt werden.
(3)  Gaben für diakonische Aufgaben ohne nähere
Zweckbestimmung sind vorrangig für Einzelfallhilfen
zu verwenden. Hierfür nicht benötigte Mittel können
anderen diakonischen Zwecken der Kirchengemein-
de, des Dekanats, der Gesamtkirche, der Diakonie
Hessen oder Partnergemeinden und Partnerkirchen
zugeführt werden.

§ 17
Rechtsverordnungen

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung, die der Zustimmung des Kirchensynodal-
vorstands bedarf, die Erhebung und Verwaltung der
durch Kollekten, Spenden und Sammlungen eingeh-
enden Gelder näher zu regeln.

§ 18
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über Kollekten,
Spenden und Sammlungen (Kollektenordnung - Koll
O) vom 14 September 2002 (ABl. 2003 S. 150) außer
Kraft.
F r a n k f u r t  am Main, den 6. Mai 2017

Für den Kirchensynodalvorstand
Dr. O e l s c h l ä g e r
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Nr. 118 - Gesetzesvertretende
Verordnung zur Änderung des

Propsteibereichegesetzes.
Vom 23. Mai 2017. (ABl. S. 141)

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat aufgrund von Artikel 47 Absatz 3
der Kirchenordnung folgende gesetzesvertretende
Verordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Propsteibereichegesetzes

In § 2 Nr. 3, § 4 Nr. 3 und § 5 Nr. 3 des Propsteibe-
reichegesetzes vom 27. November 2015 (ABl. S. 430)
wird jeweils die Ortsangabe „Rheinhessen und Rhein-
Lahn“ durch die Ortsangabe „Rheinhessen und Nas-
sauer Land“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung der Propsteibereicheverordnung

In § 3 der Propsteibereicheverordnung vom 27. No-
vember 2015 (ABl. S. 430) wird jeweils die Ortsan-
gabe „Rheinhessen und Rhein-Lahn“ durch die Orts-
angabe „Rheinhessen und Nassauer Land“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese gesetzesvertretende Verordnung tritt am 1. Ok-
tober 2017 in Kraft.
D a r m s t a d t , den 23. Mai 2017

Für die Kirchenleitung
Dr. J u n g

Lippische Landeskirche

Nr. 119 - Kirchengesetz zur Änderung
des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Besoldungs- und Versorgungs-

gesetzes der EKD (1. AG.BVG-
EKDÄndG).

Vom 19. Mai 2017. (GVOBl. S. 158)
Die 36. Ordentliche Landesynode der Lippischen Lan-
deskirche hat das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Besoldungs- u. Versorgungsgesetzes der EKD
1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Worten „von § 14a des Bundesbesol-
dungsgesetzes (BBesG)“ wird ein Komma und da-
nach das Wort „Mindestversorgung“ eingefügt.

2. Nach § 15 Absatz 8 werden folgende Absätze 9 und
10 angefügt:
(9) Bei Anwendung des § 5 Absatz 1 Satz 3
LBeamtVG NRW werden für den Bereich der
Evangelischen Kirchen von Westfalen anstelle der
dort genannten Faktoren folgende Faktoren ange-
wandt:
1. in den Besoldungsgruppen von A2 bis A 6:

0,95238
2. in den Besoldungsgruppen A7 und A 8:

0,96385
3. in den übrigen Besoldungsgruppen: 0,9756
Für die Berechnung der Mindestversorgung gemäß
§ 16 Absatz 3 Satz 2 LBeamtVG NRW auf Grund-
lage der Besoldungsgruppe A5 findet der Faktor
0,95238 Anwendung.

(10) Für den Bereich der Lippischen Landeskirche
findet § 5 Absatz 1 Satz 3 LBeamtVG NRW mit
der Maßgabe Anwendung, dass für Versorgungs-
empfänger mit Besoldungsgruppen A13 und höher
der abweichende Faktor 0,9756 gilt und diese Ver-
sorgungsempfänger dafür für jedes Kind, für das
sie einen Familienzuschlag beziehen, eine Sonder-
zahlung in Höhe von 250 Euro in 12 gleichen Mo-
natsraten mit den monatlichen Bezügen erhalten.
Gleiches gilt entsprechend für Versorgungsbe-
rechtigte ab der Besoldungsgruppe A13, die einen
Anspruch
1. auf Witwen- oder Witwergeld haben, sofern

das Kind nicht zum Bezug von Waisengeld be-
rechtigt ist,

2. auf Waisengeld haben.
3. § 18 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 v.H. auch
für jedes Jahr, um das die Pfarrerin oder der Pfarrer,
die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte vor
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oder er das 63. Lebensjahr vollendet,
1. nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 PfDG.EKD oder § 67

Abs. 1 Nr. 2 KBG.EKD oder
2. wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem

Dienstunfall beruht,
in den Ruhestand versetzt wird. Die Minderung
darf 10,8 v.H. nicht übersteigen

Artikel 2
Neubekanntmachung

Das Landeskirchenamt kann den Wortlaut des
AG.BVG-EKD in der am Tage des Inkrafttretens nach
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Artikel 3 geltenden Fassung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Änderungsgesetz tritt zeitgleich mit dem Kir-
chengesetzt zur Ausführung des Besoldungs- und Ver-

sorgungsgesetzes der EKD (AG.BVG-EKD) in Kraft.
D e t m o l d, 20. Juni 2017

Der Landeskirchenrat

Evangelische Kirche in Mitteldeutschland

Nr. 120 - Erstes Kirchengesetz zur
Änderung des Gemeinde-

kirchenratsgesetzes und des
Kirchengemeindestrukturgesetzes.
Vom 29. April 2017. (ABl. S. 120)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland hat aufgrund von Art. 80 Absatz 1 Nr.
3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM)
vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Gemeindekirchenratsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Bildung und Arbeitsweise
der Gemeindekirchenräte (Gemeindekirchenratsge-
setz – GKR-G) vom 19. November 2011 (ABl. S. 291)
wird wie folgt geändert:
1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Zahl der Pfarrer sowie der Mitarbei-
ter, die bei den Kirchengemeinden, Kirchen-
kreisen, der Landeskirche und ihren rechts-
fähigen Zusammenschlüssen gegen Entgelt
beschäftigt sind, darf die Hälfte aller zu wäh-
lenden Kirchenältesten nicht erreichen. In ei-
ner Kirchengemeinde mit mehreren Pfarrstel-
len ist die Zahl der Kirchenältesten so fest-
zusetzen, dass mindestens zwei Drittel der
Mitglieder des Gemeindekirchenrates nicht
Pfarrer sind. In Kirchengemeinden mit mehr
als fünf Pfarrstellen kann durch Satzung ge-
regelt werden, dass die Pfarrer fünf aus ihrer
Mitte als Mitglieder des Gemeindekirchen-
rates und bis zu zwei weitere als Stellvertreter
bestimmen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Ist ein Ehepaar beauftragt, gemeinsam
den Dienst in einer Pfarrstelle einer Kirchen-
gemeinde wahrzunehmen, steht nur einem
der Eheleute im Gemeindekirchenrat das
Stimmrecht zu; der andere nimmt an den Sit-
zungen beratend teil. Der Gemeindekirchen-

rat entscheidet auf Vorschlag der Eheleute,
wem von beiden das Stimmrecht zusteht.“

c) Folgender Absatz 8 wird angefügt:
„(8) Regelungen für Eheleute sind entspre-
chend auf eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten anzuwenden.“

2. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-

chen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

3. § 11 wird wie folgt geändert
a) In der Überschrift werden die Wörter „und

Stimmzettel“ angefügt.
b) Folgender Absatz 6 wird angefügt:

„(6) Auf der Grundlage der Kandidatenliste
ist der Stimmzettel nach dem vom Landes-
kirchenamt herausgegebenen Muster zu er-
stellen. Der Stimmzettel enthält in alphabeti-
scher Reihenfolge die Namen der Kandida-
ten, ihren Wohnort und Geburtsjahrgang so-
wie die Angabe, wie viele Kirchenälteste zu
wählen sind.“

4. § 13 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der Gemeindekirchenrat legt unter Beach-
tung des Terminplans den Wahltag, Beginn und
Ende der Wahlzeit und den Ort der Wahl fest. Die
Wahlzeit muss im Fall, dass alle Wahlberechtig-
ten Briefwahlunterlagen erhalten haben, mindes-
tens eine Stunde betragen. Andernfalls muss die
Wahlzeit mindestens drei Stunden betragen. Die
Wahl soll im Kirchengebäude oder in einem dafür
geeigneten Raum stattfinden.“

5. § 15 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Für die Wahlhandlung wird ein Wahlvor-
stand eingesetzt. In den Wahlvorstand kann jedes
wahlberechtigte Gemeindeglied berufen werden,
das nicht als Kandidat in den Wahlvorschlag auf-
genommen ist und das 18. Lebensjahr vollendet
hat.“

6. § 16 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so
viele Namen angekreuzt werden, wie Kandidaten
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zu wählen sind. Für jeden Kandidaten darf nur
eine Stimme abgegeben werden.“

7. § 17 wird wie folgt gefasst:
„§ 17 Briefwahl

(1) Grundsätzlich wird die Wahl im Verfahren der
Briefwahl durchgeführt. Dabei erhalten alle
Wahlberechtigten Briefwahlunterlagen. Die
Möglichkeit der persönlichen Stimmabgabe in ei-
nem Wahllokal am Wahltag ist zu gewährleisten.
Abweichend hiervon kann der Gemeindekirchen-
rat beschließen, dass die Wahl im Verfahren der
persönlichen Stimmabgabe durchgeführt wird
und Wahlberechtigte die Briefwahl beantragen
können.
(2) Die Briefwahlunterlagen enthalten den Brief-
wahlschein, einen Stimmzettel, einen Stimmzet-
telumschlag und einen Briefumschlag. Der Brief-
wahlschein enthält die Bestätigung, dass das Ge-
meindeglied wahlberechtigt und in die Wähler-
liste aufgenommen ist.
(3) Hat der Gemeindekirchenrat beschlossen,
dass die Wahl nicht im Verfahren der Briefwahl
durchgeführt wird, können Gemeindeglieder bis
spätestens eine Woche vor dem Wahltag bei der
Kirchengemeinde die Briefwahl beantragen. Die
Aushändigung erfolgt persönlich. Sie kann auch
an Dritte gegen Vorlage einer Vollmacht erfol-
gen. Die Ausstellung eines Briefwahlscheines auf
Antrag eines Gemeindegliedes wird in der Wäh-
lerliste vermerkt.
(4) Das Gemeindeglied hat auf dem Briefwahl-
schein zu versichern, dass es den Stimmzettel
persönlich ausgefüllt hat. § 16 Absatz 4 Satz 2 gilt
entsprechend.
(5) Wahlbriefe können bis zum Ende der Wahl-
zeit dem Wahlvorstand zugeleitet werden.
(6) Der Wahlvorstand entnimmt den Wahlbriefen
die Briefwahlscheine und die Stimmzettelum-
schläge, vermerkt die vollzogenen Briefwahlen in
der Wählerliste und legt die Stimmzettelumschlä-
ge ungeöffnet in die Wahlurne.“

8. Nach § 31 wird folgender Abschnitt 7 eingefügt:
„Abschnitt 7: Örtliche Beiräte
§ 32 Bildung örtlicher Beiräte

(1) In einer Kirchengemeinde, die in Sprengel
aufgeteilt ist, und in Kirchengemeindeverbänden
entscheidet der Gemeindekirchenrat über die Bil-
dung von örtlichen Beiräten. Die Zahl der Mit-
glieder der einzelnen Beiräte wird durch den Ge-
meindekirchenrat festgelegt. Gehört dem Kir-
chengemeindeverband eine reformierte Kirchen-
gemeinde an, muss für diese ein örtlicher Beirat
gebildet werden.
(2) Ist der Sprengel der Kirchengemeinde oder die
einzelne Kirchengemeinde des Kirchengemein-
deverbandes im Gemeindekirchenrat vertreten,
gehören diese Vertreter dem örtlichen Beirat an.
Für die weiteren Mitglieder entscheidet der Ge-

meindekirchenrat, ob sie gewählt oder durch ihn
berufen werden.
(3) Für die Wahl finden die Bestimmungen dieses
Gesetzes entsprechend Anwendung, soweit nicht
durch das Kirchengemeindestrukturgesetz oder
durch Verordnung des Landeskirchenrates etwas
anderes bestimmt ist.
(4) Berufene Mitglieder müssen entsprechend
diesem Gesetz für den Gemeindekirchenrat wähl-
bar sein.
(5) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vor-
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen-
den.
(6) Die zum Pfarrdienst in der Kirchengemeinde
Beauftragten können an den Sitzungen des Bei-
rates mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.

§ 33 Aufgaben und Arbeitsweise
(1) Für die Geschäftsführung der örtlichen Bei-
räte der Kirchengemeinden eines Kirchenge-
meindeverbandes oder der Sprengel einer Kir-
chengemeinde werden die für den Gemeindekir-
chenrat geltenden Bestimmungen entsprechend
angewendet. Die Protokolle über die Sitzungen
des örtlichen Beirates sind dem Gemeindekir-
chenrat zur Kenntnis zu geben.
(2) Die örtlichen Beiräte tragen Mitverantwor-
tung für die Wahrnehmung des Verkündigungs-
auftrags. Ihnen können unbeschadet der Gesamt-
verantwortung des Gemeindekirchenrates insbe-
sondere Aufgaben aus Artikel 24 Absatz 3 Nr. 1
bis 4 und Nr. 8 Kirchenverfassung EKM übertra-
gen werden. Dazu kann auch die Verfügung über
die entsprechenden Haushaltsmittel gehören. Die
Übertragung von Aufgaben erfolgt durch Be-
schluss des Gemeindekirchenrates. Der Gemein-
dekirchenrat kann dazu eine Satzung gemäß Ar-
tikel 24 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM erlas-
sen.
(3) Die Bildung von Ausschüssen für einzelne
Aufgabenbereiche nach Artikel 28 Absatz 4 Kir-
chenverfassung EKM bleibt unberührt.“

9. Der bisherige Abschnitt 7 wird Abschnitt 8.
10. Der bisherige § 32 wird § 34.
11. Der bisherige Abschnitt 8 wird Abschnitt 9.
12. Die bisherigen §§ 33 - 35 werden die §§ 35 - 37.

Artikel 2
Änderung des Kirchengemeindestrukturgesetzes

Das Kirchengesetz über den Zusammenschluss von
Kirchengemeinden, die Bildung von Kirchengemein-
deverbänden und die Bildung von Untergliederungen
von Kirchengemeinden in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland (Kirchengemeindestrukturge-
setz – KGStruktG) vom 21. November 2009 (ABl. S.
291) wird wie folgt geändert:
1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 7 und 9 werden aufgehoben.
b) Die Absatzbezeichnung „(8)“ wird gestrichen.
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2. Dem § 8 Absatz 4 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Für die Anwendung des Umsatzsteuergesetzes
gelten die Kirchengemeinden weiterhin als einzel-
ne Steuersubjekte.“

3. § 14 wird aufgehoben.
4. Die bisherigen §§ 15 - 17 werden die §§ 14 - 16.

Artikel 3
Bekanntmachungserlaubnis

Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, das Gemein-
dekirchenratsgesetz in der vom Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes an geltenden Fassung neu bekannt zu
machen.

Artikel 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.
Artikel 2 Nr. 2 tritt am 1. Januar 2021 außer Kraft.
Lutherstadt Wittenberg, den 29. April 2017

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse J u n k e r m a n n
Landesbischöfin

Dieter L o m b e r g
Präses

Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland

Nr. 121 - Kirchengesetz zur Ergänzung
des Mitarbeitervertretungsgesetzes der

EKD (Mitarbeitervertretungsgesetz-
ergänzungsgesetz – MVGErgG).

Vom 31. März 2017. (KABl. S. 217)
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1 Zustimmung, Geltungsbereich
(1)  Dem Zweiten Kirchengesetz über Mitarbeiterver-
tretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
2013 (Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD – MVG-
EKD) vom 12. November 2013 (ABl. EKD S. 425) in
der jeweils geltenden Fassung wird zugestimmt.
(2)  Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD gilt für
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutsch-
land, ihre kirchlichen Körperschaften und ihre Dienste
und Werke sowie für die ihnen zugeordneten Dienste
und Werke einschließlich der diakonischen Einrich-
tungen unbeschadet deren Rechtsform nach Maßgabe
der folgenden ergänzenden Bestimmungen.

§ 2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(zu § 2 Absatz 2 MVG-EKD)

(1)  Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD findet
keine Anwendung auf Personen, die in einem Pfarr-
dienstverhältnis oder im Vorbereitungsdienst dazu
stehen.
(2)  Nehmen Pastorinnen und Pastoren einen Dienst
wahr, der dem einer Kirchenbeamtin bzw. eines Kir-
chenbeamten entspricht, findet auf sie das Mitarbei-
tervertretungsgesetz der EKD Anwendung; § 44 Mit-
arbeitervertretungsgesetz der EKD bleibt unberührt.

§ 3 Gemeinsame Mitarbeitervertretung der
Landeskirche

(zu § 3 Absatz 2 und § 5 Absatz 3 MVG-EKD)

(1)  Für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Lan-
deskirche wird eine Gemeinsame Mitarbeitervertre-
tung am Sitz des Landeskirchenamtes gebildet.
(2)  Abweichend von Absatz 1 werden für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der folgenden Dienststel-
lenteile eigene Mitarbeitervertretungen gebildet:
1. Rechnungsprüfungsamt;
2. Hauptbereich „Aus- und Fortbildung“ (Hauptbe-

reich 1);
3. Hauptbereich „Seelsorge, Beratung und ethischer

Diskurs“ (Hauptbereich 2);
4. Hauptbereich „Gottesdienst und Gemeinde“

(Hauptbereich 3);
5. Hauptbereich „Frauen, Männer, Jugend“ (Haupt-

bereich 5);
6. Amt für Öffentlichkeitsdienst;
7. Einrichtungen des Diakonie-Hilfswerks Hamburg;
8. Einrichtungen des Diakonie-Hilfswerks Schles-

wig-Holstein.
(3)  Die Dienststellen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer
1 bis 6 können sich der Gemeinsamen Mitarbeiterver-
tretung nach Absatz 1 anschließen, wenn die Mehrheit
der dort wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dies beschließt und darüber Einvernehmen
mit der jeweiligen Dienststellenleitung herbeigeführt
wird. Sie können im Rahmen einer Wahlgemeinschaft
untereinander eine gemeinsame Mitarbeitervertretung
bilden, wenn dies im Einvernehmen zwischen allen
beteiligten Dienststellenleitungen und den jeweiligen
Mehrheiten der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter auf Antrag eines der Beteiligten
schriftlich festgelegt wird. Für die Dienststellen nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 und 8 bleibt das Recht zur
Bildung gemeinsamer Mitarbeitervertretungen mit an-
deren Dienststellen unberührt.
(4)  Die Entscheidungen nach Absatz 3 können für die
Zukunft mit Beginn der nächsten Amtszeit der Mitar-
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beitervertretung im entsprechenden Verfahren wider-
rufen werden. Der schriftliche Widerruf durch einen
der Beteiligten muss spätestens bis zur Einleitung des
Wahlverfahrens erfolgen.

§ 4 Gemeinsame Mitarbeitervertretungen in
den Kirchenkreisen

(zu § 5 Absatz 3 MVG-EKD)
(1)  Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Dienststellen nach § 3 Mitarbeitervertretungsgesetz
der EKD innerhalb des Bereiches eines Kirchenkrei-
ses wird eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung ge-
bildet. Abweichend von Satz 1 kann der Kirchenkreis
vorsehen, dass in jeder Propstei jeweils eine Gemein-
same Mitarbeitervertretung gebildet wird.
(2)  Sofern mindestens 16 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter einer Dienststelle vorhanden sind, kann für
diese eine eigene Mitarbeitervertretung gebildet wer-
den, wenn die Mehrheit der dort wahlberechtigten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dies in geheimer Ab-
stimmung beschließt und darüber Einvernehmen mit
der jeweiligen Dienststellenleitung herbeigeführt
wird. Die Entscheidung kann für die Zukunft mit Be-
ginn der nächsten Amtszeit der Mitarbeitervertretung
widerrufen werden. Der schriftliche Widerruf durch
einen der Beteiligten muss spätestens bis zur Einlei-
tung des Wahlverfahrens erfolgen.
(3)  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Kir-
chenkreisverbandes sollen im Rahmen einer Wahlge-
meinschaft eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung
mit einer Mitarbeitervertretung in einem verbandsan-
gehörigen Kirchenkreis bilden. Die Entscheidung
trifft die Dienststellenleitung im Einvernehmen mit
der Mehrheit der dort wahlberechtigten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.

§ 5 Aufgaben der Dienststellenleitung bei
Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen

(zu § 5 Absatz 3 und 5 MVG-EKD)
Die Gemeinsame Mitarbeitervertretung nach § 3 Ab-
satz 1 oder § 4 Absatz 1 ist zuständig für alle Dienst-
stellen, für die sie eingerichtet ist. Soweit es sich um
Angelegenheiten der einzelnen Dienststellen handelt,
sind Partner der Gemeinsamen Mitarbeitervertretung
die beteiligten Dienststellenleitungen. In Angelegen-
heiten, die allgemein die Organisation der Arbeit der
Gemeinsamen Mitarbeitervertretung betreffen, ist
Partner der Gemeinsamen Mitarbeitervertretung die
Dienststellenleitung des Landeskirchenamtes oder des
jeweiligen Kirchenkreises.

§ 6 Wählbarkeit
(zu § 10 Absatz 1 MVG-EKD)

(1)  Wahlberechtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
nach § 9 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD sind
bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen wähl-
bar, auch wenn sie nicht Glieder einer christlichen
Kirche oder Gemeinschaft sind, die der Arbeitsge-

meinschaft christlicher Kirchen in Deutschland ange-
schlossen ist.
(2)  Die bzw. der Vorsitzende der Mitarbeitervertre-
tung nach § 23 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD
soll Mitglied einer Kirche oder Gemeinschaft nach
Absatz 1 sein.

§ 7 Wahlverfahren
(zu § 11 MVG-EKD)

(1)  Auf das Wahlverfahren findet die Wahlordnung
zum Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. Januar 2011 (ABl.
EKD S. 2, 33, 304) in der jeweils geltenden Fassung
Anwendung. Die Kirchenleitung kann durch Rechts-
verordnung Abweichendes regeln.
(2)  Dem Gesamtausschuss der Mitarbeitervertretun-
gen nach den §§ 10 und 11 sind unverzüglich nach
Abschluss des Wahlverfahrens mitzuteilen:
1. der Name des vorsitzenden oder des nach § 10 Ab-
satz 2 bestimmten Mitglieds;
2. die Zahl der Mitglieder der Mitarbeitervertretung;
3. der Beginn der Amtszeit;
4. die Postanschrift der Mitarbeitervertretung.

§ 8 Kosten der Gemeinsamen
Mitarbeitervertretung

(zu § 30 Absatz 3 MVG-EKD)
Für gemeinsame Mitarbeitervertretungen nach § 4
trägt der Kirchenkreis Sorge dafür, dass die durch die
Tätigkeit der Mitarbeitervertretungen entstehenden
erforderlichen Kosten im Kirchenkreishaushalt bereit-
gestellt werden. Die Kosten, die durch die Beiziehung
sachkundiger Personen nach § 25 Absatz 2 und § 31
Absatz 3 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD ent-
stehen, werden übernommen, wenn der Kirchenkreis-
rat der Kostenübernahme vorher zugestimmt hat. Kos-
ten, die in Folge der Freistellung von der Arbeit nach
§ 20 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD entstehen,
werden dem Anstellungsträger erstattet.

§ 9 Dienstvereinbarungen der Gemeinsamen
Mitarbeitervertretung

Dienststellen können einer Dienstvereinbarung, die
von einer Gemeinsamen Mitarbeitervertretung nach
§ 3 Absatz 1 oder § 4 Absatz 1 abgeschlossen wurde,
beitreten, wenn die Dienstvereinbarung dies vorsieht
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Dienst-
stelle von der Gemeinsamen Mitarbeitervertretung
vertreten werden. Der Beitritt wird schriftlich gegen-
über der Gemeinsamen Mitarbeitervertretung erklärt.
Der Beitritt kann, soweit nichts anderes vereinbart ist,
entsprechend mit einer Frist von drei Monaten zum
Ende eines Monates widerrufen werden.

§ 10 Gesamtausschuss
(zu § 54 MVG-EKD)

(1)  Für den Bereich der kirchlichen Körperschaften
öffentlichen Rechts in der Evangelisch-Lutherischen
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Kirche in Norddeutschland und ihrer Dienste und
Werke wird ein Gesamtausschuss der Mitarbeiterver-
tretungen gebildet. Er nimmt die in § 55 Mitarbeiter-
vertretungsgesetz der EKD benannten Aufgaben
wahr.
(2)  Der Gesamtausschuss besteht aus den vorsitzen-
den oder aus ihrer Mitte bestimmten Mitgliedern der
Mitarbeitervertretungen; es sind Stellvertretungen zu
bestimmen. § 6 Absatz 2 gilt entsprechend.
(3)  Die gewählten Vertrauenspersonen der schwerbe-
hinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 50
Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD bestimmen aus
ihrer Mitte eine Person, die das Recht hat, an allen
Sitzungen des Gesamtausschusses beratend teilzuneh-
men. Das Landeskirchenamt lädt hierzu die Vertrau-
enspersonen zu einer gemeinsamen Sitzung ein.
(4)  Der Gesamtausschuss wird nach Abschluss der
regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen durch
das Landeskirchenamt zu seiner ersten Sitzung einbe-
rufen und tritt jährlich mindestens einmal zusammen.
Er muss zusammentreten, wenn ein Viertel der Mit-
glieder es verlangt.
(5)  Der Gesamtausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die dem Landeskirchenamt zur Kenntnis zu
geben ist. Diese kann eine Gewichtung der Stimmen
der Mitglieder nach der Zahl der Mitglieder der je-
weiligen Mitarbeitervertretung vorsehen. Der Ge-
samtausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorstand
und bestimmt den Vorsitz.
(6)  Den Mitgliedern des Gesamtausschusses nach Ab-
satz 2 und der Vertrauensperson nach Absatz 3 ist für
die Teilnahme an den Sitzungen im Rahmen des § 19
Absatz 2 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD von
den Dienststellen Arbeitsbefreiung zu gewähren.
(7)  Die Mitglieder des Vorstandes des Gesamtaus-
schusses sind auf Antrag des Vorstandes teilweise von
ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit freizustellen. Der
Umfang der Freistellung ist auf die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit von 1,5 Vollzeitbeschäftigten
beschränkt. Der Vorstand entscheidet über die Vertei-
lung der Freistellung.
(8)  Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Nord-
deutschland trägt die erforderlichen Kosten der lau-
fenden Geschäftsführung des Gesamtausschusses und
erstattet dem Anstellungsträger der freigestellten Vor-
standsmitglieder die anteiligen Personalkosten. Die
Kosten werden im landeskirchlichen Haushalt in den
Mitteln für gesamtkirchliche Aufgaben aufgebracht.

§ 11 Gesamtausschüsse in der Diakonie
(zu § 54 MVG-EKD)

(1)  Für den Bereich der Diakonie werden Gesamtaus-
schüsse bei den jeweiligen Diakonischen Werken ge-
bildet. § 10 Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend, wobei an
die Stelle des Landeskirchenamtes das jeweilige Dia-
konische Werk tritt.
(2)  Über die in § 55 Mitarbeitervertretungsgesetz der
EKD benannten Aufgaben hinaus haben die Gesamt-

ausschüsse in der Diakonie die Aufgabe, nach Maß-
gabe der jeweiligen Ordnungen an der Besetzung re-
gionaler und überregionaler Arbeitsrechtlicher Kom-
missionen mitzuwirken.
(3)  Ein Mitglied des Vorstandes des Gesamtausschus-
ses ist in der Regel zur Hälfte der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit für die Aufgaben des Gesamt-
ausschusses freizustellen. Ist nach Art und Umfang
des Aufgabengebietes eine vom Regelfall abweichen-
de Freistellung erforderlich, soll dies durch Vereinba-
rung mit dem jeweiligen Diakonischen Werk geregelt
werden.
(4)  Die Diakonischen Werke tragen jeweils die erfor-
derlichen Kosten der laufenden Geschäftsführung und
erstatten dem Anstellungsträger der freigestellten
Vorstandsmitglieder die anteiligen Personalkosten.
(5)  Die in den Bereichen des Diakonischen Werkes
Hamburg – Landesverband der Inneren Mission e.V.
und des Diakonischen Werkes Schleswig-Holstein –
Landesverband der Inneren Mission e.V. bestehenden
Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen
der freien und freikirchlichen Rechtsträger gelten als
Gesamtausschüsse nach den Absätzen 1 bis 4.

§ 12 Kirchengericht für
mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten

(zu § 57 Absatz 1 MVG-EKD)
(1)  Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Nord-
deutschland unterhält ein Kirchengericht für mitarbei-
tervertretungsrechtliche Streitigkeiten. Es gilt das
Verfahrensrecht der Evangelischen Kirche in
Deutschland für mitarbeitervertretungsrechtliche
Streitigkeiten.
(2)  Das Kirchengericht ist zuständig für mitarbeiter-
vertretungsrechtliche Streitigkeiten aus den Dienst-
stellen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland und des Diakonischen Werkes Mecklen-
burg-Vorpommern e.V. und seiner Mitglieder. Mit
Wirkung zum 1. Januar 2018 wird das Kirchengericht
auch zuständig für den Bereich des Diakonischen
Werkes Hamburg – Landesverband der Inneren Mis-
sion e.V. und des Diakonischen Werkes Schleswig-
Holstein – Landesverband der Inneren Mission e.V.
Anhängige Verfahren vor der Schiedsstelle bei der
Diakonischen Konferenz in der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Norddeutschland e.V. werden durch
das Kirchengericht fortgeführt.

§ 13 Übernahmebestimmung
(zu § 64 Absatz 1 MVG-EKD)

Die Fälle der Mitbestimmung gemäß § 40 MVG-EKD
werden um folgenden Fall erweitert: Verzicht auf die
Ausschreibung von Stellen, die besetzt werden sollen,
für die eine gesetzliche Ausschreibungspflicht besteht.

§ 14 Übergangsvorschrift
(1)  Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungs-
wahlen nach diesem Kirchengesetz im Bereich der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
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finden im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. April 2018
statt.
(2)  Die nach bisherigem Recht gebildeten Mitarbei-
tervertretungen bleiben bis zur Neuwahl nach Ab-
satz 1 bestehen.

§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)  Dieses Kirchengesetz tritt zu dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem der Rat der EKD das Inkrafttreten des
Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD für die Ev.-
Luth. Kirche in Norddeutschland bestimmt. § 1 Ab-
satz 1 tritt am 1. April 2017 in Kraft.
(2)  Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten
außer Kraft
1. das Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchenge-

setzes über Mitarbeitervertretungen der EKD vom
18. April 2010 (ABl. S. 12) der Pommerschen Ev.
Kirche, das zuletzt durch Kirchengesetz vom
9. Oktober 2015 (KABl. S. 392) geändert worden
ist;

2. das Kirchengesetz zur Übernahme und Ausfüh-
rung des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertre-

tungen in der EKD vom 30. Oktober 1994 (KABl
1995 S. 60) der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklen-
burgs, das zuletzt durch Kirchengesetz vom 9. Ok-
tober 2015 (KABl. S. 392) geändert worden ist;

3. das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Mit-
arbeitervertretungsgesetz der EKD der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Dezember 2007 (GVOBl.
2008 S. 4, 38, 75), das zuletzt durch Kirchengesetz
vom 9. Oktober 2015 (KABl. S. 392) geändert
worden ist;

4. die Verordnung vom 9. Oktober 2010 zur Ergän-
zung des Kirchengesetzes vom 30. Oktober 1994
(KABl S. 73) der Ev.-Luth. Landeskirche Meck-
lenburgs.
Das vorstehende von der Landessynode am
4. März 2017 beschlossene Kirchengesetz wird
hiermit verkündet.

S c h w e r i n, 31. März 2017
Der Vorsitzende der Ersten Kirchenleitung

Gerhard U l r i c h
Landesbischof

Evangelische Kirche der Pfalz

Nr. 122 - Gesetz über die Altersteilzeit
für Kirchenbeamtinnen und -beamte in

der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche).
Vom 13. Mai 2017. (ABl. S. 26)

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über das

Kirchenbeamtenrecht in der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)

Nach § 9 des Gesetzes über das Kirchenbeamtenrecht
in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) vom 18. November 2006 (ABl. S. 223),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. No-
vember 2009 (ABl. S. 208) geändert worden ist, dieses
wiederum geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2010 (ABl. S. 230), wird folgender
§ 9a eingefügt:

„§ 9a Altersteilzeit
(zu § 51 Abs. 4 KBG.EKD)

(1)  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten mit
Dienstbezügen, die keine Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte auf Zeit sind und die in einem durch
die Dienststellenleitung festgelegten Stellenabbaube-
reich beschäftigt sind, kann im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel auf Antrag, der sich
auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes erstre-

cken muss, Teilzeitbeschäftigung als Altersteilzeit mit
der Hälfte der bisherigen Arbeitszeit bewilligt werden,
wenn:
1. das 55. Lebensjahr vollendet ist;
2. die Dauer der Altersteilzeit mindestens zwei Jahre
und höchstens zehn Jahre beträgt;
3. in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Alters-
teilzeit für drei Jahre mindestens eine Teilzeitbeschäf-
tigung vorlag;
4. die Altersteilzeit spätestens am 1. Januar 2019 be-
ginnt und
5. dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
(2)  Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt
werden, dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte die für den Gesamtzeitraum der Altersteilzeit
zu erbringende Arbeitszeit vollständig vorab in Voll-
zeitbeschäftigung erbringt und anschließend bis zum
Beginn des Ruhestandes vom Dienst freigestellt wird
(Blockmodell). Altersteilzeit mit weniger als der Hälf-
te der regelmäßigen Arbeitszeit kann nur im Block-
modell bewilligt werden.
(3)  Abweichend von § 42 des Landesbesoldungsge-
setzes Rheinland-Pfalz wird während der Dauer der
Altersteilzeit ein nicht ruhegehaltfähiger Altersteil-
zeitzuschlag in Höhe von 40 von Hundert der auf die
Verminderung der Arbeitszeit entfallenden Dienstbe-
züge gewährt.
(4)  Ein Heraufsetzen der Regelaltersgrenze durch Ge-
setz während einer bewilligten Altersteilzeit bleibt un-
berücksichtigt.“
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Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2017 in Kraft. § 9a des
Gesetzes über das Kirchenbeamtenrecht in der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche) vom 18. November 2006 (ABl. S. 223), das
zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer
Kraft.
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
S p e y e r, den 13. Mai 2017

- Kirchenregierung -
S c h a d

Kirchenpräsident

Nr. 123 - Gesetz zur Änderung der
Kirchenbuchordnung.

Vom 13. Mai 2017. (ABl. S. 26)
Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung der Kirchenbuchordnung

Die Kirchenbuchordnung vom 22. Mai 2002 (ABl. S.
174), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 12. November 2008 (ABl. S. 204), wird wie folgt
geändert:
1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu Buchstabe C wird wie folgt
gefasst:
„C. Kirchenbuch über Gottesdienste anläss-
lich von Eheschließungen (Trauungen) und
der Begründung Eingetragener Lebenspart-
nerschaften“

b) Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:
„§ 16 Angaben für das Kirchenbuch über
Gottesdienste anlässlich von Eheschließun-
gen und der Begründung Eingetragener Le-
benspartnerschaften“

2. § 1 Absatz 2 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:
„c) der Gottesdienst anlässlich einer Eheschlie-
ßung (Trauung) oder der Begründung einer Ein-
getragenen Lebenspartnerschaft,“

3. § 2 Absatz 2 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:
„c) Verzeichnis der gottesdienstlichen Feiern an-
lässlich der Eheschließung oder Begründung der
Eingetragenen Lebenspartnerschaft,“

4. § 5 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die kirchenbuchführenden Stellen sind ver-
pflichtet, die sich aus den Kirchenbüchern erge-
benden Daten über Taufen, Konfirmationen, Got-
tesdiensten anlässlich von Eheschließungen und
der Begründung Eingetragener Lebenspartner-
schaften, Bestattungen sowie die Daten über Auf-
nahmen, Übertritte, Wiederaufnahmen und Aus-
tritte von Kirchenmitgliedern umgehend der Stel-

le mitzuteilen, die das Gemeindegliederverzeich-
nis gemäß Kirchengesetz über die Kirchenmit-
gliedschaft in der jeweils geltenden Fassung
führt.“

5. In § 9 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Traubuch“
durch die Wörter „Kirchenbuch über Gottes-
dienste anlässlich von Eheschließungen und der
Begründung Eingetragener Lebenspartnerschaf-
ten“ ersetzt.

6. In § 12 Absatz 1 Buchstabe f Nummer 1 werden
in der Klammer nach dem Wort „Ehename“ die
Wörter „oder Lebenspartnerschaftsname“ einge-
fügt.

7. In § 15 Buchstabe h werden in der Klammer nach
dem Wort „Ehename“ die Wörter „oder Lebens-
partnerschaftsname“ eingefügt.

8. Die Überschrift zu Buchstabe C wird wie folgt
gefasst:
„C. Kirchenbuch über Gottesdienste anlässlich
von Eheschließungen (Trauungen) und der Be-
gründung Eingetragener Lebenspartnerschaften“

9. § 16 wird wie folgt gefasst:
„§ 16

Angaben für das Kirchenbuch über Gottesdienste
anlässlich von Eheschließungen und der Begrün-
dung Eingetragener Lebenspartnerschaften In das
Kirchenbuch über Gottesdienste anlässlich von
Eheschließungen und der Begründung Eingetra-
gener Lebenspartnerschaften sind einzutragen:
a) Familiennamen (Ehename oder Lebenspart-

nerschaftsname, Geburtsnamen, persönlich
geführte Namen) und Vornamen der Ehe-
leute oder Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partner,

b) Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft,

c) Ort und Tag der Geburt,
d) Anschrift,
e) Standesamtseintrag: Ort, Nummer, Datum,
f) Ort, Kirche oder sonstige Stätte und Tag des

Gottesdienstes anlässlich der Eheschließung
oder Begründung der Eingetragenen Le-
benspartnerschaft,

g) Spruch zum Gottesdienst anlässlich der Ehe-
schließung oder Begründung der Eingetra-
genen Lebenspartnerschaft,

h) Name der Person, die den Gottesdienst an-
lässlich der Eheschließung oder Begrün-
dung der Eingetragenen Lebenspartner-
schaft vorgenommen hat,

i) Familienstand vor der Eheschließung oder
Begründung der Eingetragenen Lebenspart-
nerschaft,

j) bei EDV-gestützter Kirchenbuchführung
das Ordnungsmerkmal des Meldewesens,

k) in die Spalte „Bemerkungen“ u. a.:
1. Hinweis auf Dispens,
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2. Mitwirkung von Geistlichen anderer Kir-
chen.“

10. § 25 Absatz 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc
wird wie folgt gefasst:
„cc) Kirchenbüchern über Gottesdienste anläss-
lich von Eheschließungen und der Begründung
Eingetragener Lebenspartnerschaften sowie Ver-
zeichnissen der gottesdienstlichen Feiern anläss-
lich der Eheschließung oder Begründung der Ein-
getragenen Lebenspartnerschaft nach 80 Jahren
seit der letzten Eintragung,“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
S p e y e r, den 13. Mai 2017

- Kirchenregierung -
S c h a d

Kirchenpräsident

Evangelische Kirche von Westfalen

Nr. 124 - Gesetzesvertretende
Verordnung zur Änderung

dienstrechtlicher Vorschriften.
Vom 5. April 2017. (KABl. S. 54)

Auf Grund der Artikel 120 und 144 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen hat die
Kirchenleitung folgende gesetzesvertretende Verord-
nung erlassen:

Artikel 1
Änderung des Ausführungsgesetzes zum

Pfarrdienstgesetz der EKD
Das Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz zur Rege-
lung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfar-
rer in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Aus-
führungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD – AG
PfDG.EKD) vom 15. November 2012 (KABl. S. 309),
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Kirchengesetzes
zur Neuregelung des Rechts der Besoldung und Ver-
sorgung in der Evangelischen Kirche von Westfalen
und zur Änderung dienstrechtlicher Bestimmungen
vom 17. November 2016 (KABl. S. 491), wird wie
folgt geändert:
§ 4 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:
„(1) Abweichend von den §§ 9 Absatz 1 Nr. 7, 19 Ab-
satz 1 Nr. 4 PfDG.EKD gilt für die Aufnahme in das
Pfarrdienstverhältnis auf Probe und in das Pfarrdienst-
verhältnis auf Lebenszeit die Altersgrenze entspre-
chend, die für Laufbahnbewerberinnen oder Lauf-
bahnbewerber für die Übernahme in das Beamtenver-
hältnis auf Probe beim Land Nordrhein-Westfalen gilt.
Für die Umwandlung eines Pfarrdienstverhältnisses
auf Probe in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
besteht keine Altersgrenze. In besonders begründeten
Fällen kann von der Voraussetzung des Satzes 1 ab-
gewichen werden. Neben den Ausnahmetatbeständen
entsprechend § 14 LBeamtG NRW liegt ein besonders
begründeter Fall insbesondere dann vor, wenn ein bis-
heriger öffentlich-rechtlicher Dienstherr der oder des
Aufzunehmenden mit der Evangelischen Kirche von
Westfalen Versorgungslastenteilung vereinbart hat.“

Artikel 2
Änderung des Ausführungsgesetzes zum

Kirchenbeamtengesetz der EKD
Das Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz über die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der EKD
(Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD) vom
16. November 2006 (KABl. S. 290), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Kirchengesetzes zur Neuregelung
des Rechts der Besoldung und Versorgung in der Ev.
Kirche von Westfalen und zur Änderung dienstrecht-
licher Bestimmungen vom 17. November 2016
(KABl. S. 491), wird wie folgt geändert:
§ 4 wird wie folgt geändert:
a) „a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

(2) Abweichend von § 8 Absatz 2 Nr. 4 KBG.
EKD gilt für die Berufung in das Kirchenbeam-
tenverhältnis die Altersgrenze, die für die Auf-
nahme in ein entsprechendes Beamtenverhältnis
beim Land Nordrhein-Westfalen gilt. In beson-
ders begründeten Fällen kann von der Vorausset-
zung des Satzes 1 abgewichen werden. Neben den
Ausnahmetatbeständen entsprechend § 14
LBeamtG NRW liegt ein besonders begründeter
Fall insbesondere dann vor, wenn ein bisheriger
öffentlich-rechtlicher Dienstherr der oder des
Aufzunehmenden mit der Evangelischen Kirche
von Westfalen Versorgungslastenteilung verein-
bart hat.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am 1. Juni 2017 in Kraft.
B i e l e f e l d, 5. April 2017

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

D a m k e Dr. K u p k e

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 10/17   319



Nr. 125 - Gesetzesvertretende Verord-
nung zur Anpassung von Vorschriften

an das Pfarrdienstgesetz der EKD.
Vom 5. April 2017. (KABl. S. 54)

Auf Grund der Artikel 120 und 144 Kirchenordnung
der Evangelischen Kirche von Westfalen hat die Kir-
chenleitung folgende gesetzesvertretende Verordnung
erlassen:

Artikel 1
Änderung des Kirchenkreisleitungsgesetzes

Das Kirchenkreisleitungsgesetz vom 18. November
2011 (KABl. S. 283) wird wie folgt geändert:
In § 5 wird das Wort „(Entsendungsdienst)“ gestri-
chen.

Artikel 2
Änderung des Kirchengesetzes über die

kreiskirchlichen Pfarrstellen in der
Evangelischen Kirche von Westfalen

Das Kirchengesetz über die kreiskirchlichen Pfarrstel-
len in der Evangelischen Kirche von Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985
(KABl. S. 172) wird wie folgt geändert:
In § 15 Absatz 2 und in § 18 werden die Wörter: „Pfar-
rerdienstgesetz“ durch „Pfarrdienstgesetz der EKD“
ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Superintendentengesetzes

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse des
Superintendenten in der Evangelischen Kirche von
Westfalen (Superintendentengesetz) vom 18. Oktober
1974 (KABl. S. 211) wird wie folgt geändert:
§ 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Für die dienstrechtlichen Verhältnisse der Superin-
tendentinnen und Superintendenten gelten, soweit
nichts anderes bestimmt ist, die dienstrechtlichen Be-
stimmungen, welche für Pfarrerinnen und Pfarrer der
Evangelischen Kirche von Westfalen gelten.“

Artikel 4
Änderung des Predigergesetzes

Das Kirchengesetz über das Amt des Predigers in der
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 4. Oktober
1968 (KABl. S. 156) wird wie folgt geändert:
1. § 8 des Predigergesetzes wird gestrichen.
2. § 14 Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 5
Änderung des Pfarrer-Umzugskostengesetzes

Das Kirchengesetz über die Umzugskosten der Pfarrer
und Prediger in der Evangelischen Kirche von West-
falen (Pfarrer-Umzugskostengesetz – PfUKG), zuletzt
geändert durch § 3 des Kirchengesetzes zur Anpas-
sung an das Pfarrdienstrecht vom 13. November 1997
(KABl. S. 212), wird wie folgt geändert:
1. In § 7 Absatz 1 wird das Wort „freigestellt“ durch

das Wort „beurlaubt“ ersetzt.

2. In § 7 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 27
Absatz 2 des Pfarrdienstgesetzes“ durch „§ 8 AG
PfDG.EKD“ ersetzt.

3. In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird hinter dem Wort „endet“
ein Punkt eingefügt. Die Wörter „oder der im In-
teresse des Dienstherrn abberufen ist, nicht zu-
gleich in eine neue Pfarrstelle berufen ist.“ Werden
gestrichen.

4. § 7 Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen.
5. § 7 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Wird der Pfarrer, der nach Maßgabe des Ab-
satzes 1 oder 2 seine Pfarrstelle verloren hat, mit
der Wahrnehmung eines hauptberuflichen Diens-
tes nach § 85 Absatz 2 oder § 94 Absatz 3 Satz 2
PfDG.EKD oder eines gesamtkirchlichen Auftrags
nach § 25 des Pfarrdienstgesetzes beauftragt, so
erhält er von der Landeskirche die Umzugskosten-
vergütung oder die Umzugskostenbeihilfe nach §
1 Absatz 1 oder 2, wenn der Umzug vorher vom
Landeskirchenamt angeordnet worden ist.“

6. In § 8 werden in den Absätzen 1, 3 und 4 die Wörter
„(Entsendungsdienst)“ gestrichen.

Artikel 6
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Kirchengesetz über den Finanzausgleich und die
Durchführung der Pfarrbesoldung und Beihilfeab-
rechnung in der Evangelischen Kirche von Westfalen
(Finanzausgleichsgesetz – FAG) vom 13. November
2003 (KABl. 2004 S. 2, 50) wird wie folgt geändert:
In § 7 wird das Wort „(Entsendungsdienst)“ gestrichen

Artikel 7
Änderung der Sabbatjahr-GV

Die gesetzesvertretende Verordnung zur Regelung ei-
nes besonderen eingeschränkten Dienstes (Sabbat-
jahr-GV – SjGV) vom 18. Februar 1999 (KABl.
S. 133) wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b werden die Wör-

ter „§ 24 Absatz 3 PfDG“ durch „§ 20 Absatz 4
PfDG.EKD“ ersetzt.

2. In § 1 Absatz 3 werden die Wörter „§ 90 Absatz 2
oder § 94 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes“ durch
„§ 85 Absatz 2 oder § 94 Absatz 3 Satz 2
PfDG.EKD“ ersetzt.

3. In § 2 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „(Ent-
sendungsdienst)“ gestrichen.

4. In § 2 Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „§ 86
Absatz 1, § 87 Absatz 2, § 90 Absatz 2 oder § 94
Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes“ durch „§ 85 Ab-
satz 2 oder § 94 Absatz 3 Satz 2 PfDG.EKD“ er-
setzt.

Artikel 8
Außerkrafttreten des Ausführungs-

gesetzes zum Pfarrdienstgesetz der EKU
Das Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der
Evangelischen Kirche der Union (AGPfDG) vom 14.
November 1996 (KABl. S. 291), zuletzt geändert am
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17. November 2011 (KABl. S. 287), wird zum 1. Ja-
nuar 2013 außer Kraft gesetzt.

Artikel 9
Inkrafttreten

Die Artikel 1 bis 7 der Verordnung treten am 1. Juni
2017 in Kraft. Artikel 8 tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
B i e l e f e l d, 5. April 2017

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

D a m k e Dr. K u p k e

Nr. 126 - Gesetzesvertretende Verord-
nung zur Änderung der gesetzesvertre-

tenden Verordnung zur Ausführung
des Pfarrausbildungsgesetzes der EKU.

Vom 4. Mai 2017. (KABl. S. 57)
Auf Grund von Artikel 120 und Artikel 144 der Kir-
chenordnung der Evangelischen Kirche von Westfa-
len in Verbindung mit § 29 Absatz 2 Satz 1 des Kir-
chengesetzes über die Ausbildung der Pfarrerinnen
und Pfarrer in der Evangelischen Kirche der Union
erlässt die Kirchenleitung folgende gesetzesvertreten-
de Verordnung:

Artikel 1
Änderung der gesetzesvertretenden

Verordnung zur Ausführung des
Pfarrausbildungsgesetzes der EKU

Die gesetzesvertretende Verordnung zur Ausführung
des Pfarrausbildungsgesetzes der Evangelischen Kir-
che der Union (Pfarrnebentätigkeitsverordnung –
PfNV) vom 20. Februar 2003 (KABl. S. 102) wird wie
folgt geändert:
§ 2 Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:
„von der Kirchenleitung beauftragten Mitgliedern der
Kirchenleitung und des Landeskirchenamtes, ordi-
nierten Theologinnen und Theologen, Juristinnen und
Juristen mit der Befähigung zum Richteramt,“

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am 1. Juni 2017 in Kraft.
B i e l e f e l d, 4. Mai 2017

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

D a m k e Dr. K u p k e

Nr. 127 - Gesetzesvertretende Verord-
nung zur Änderung des Kirchenge-

setzes zur Ausführung des Besoldungs-
und Versorgungsgesetzes der EKD.

Vom 1. Juni 2017. (KABl. S. 70)
Auf Grund der Artikel 120 und 144 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen und des
§ 8 des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der
EKD hat die Kirchenleitung folgende gesetzesvertre-
tende Verordnung erlassen:

Artikel 1
Änderung des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der

EKD
1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Worten “von § 14a des Bundesbesol-
dungsgesetzes (BBesG)“ werden die Worte “, die
Mindestversorgung“ eingefügt.

2. Nach § 15 Absatz 8 werden folgende Absätze 9 und
10 angefügt:
“(9) Bei Anwendung des § 5 Absatz 1 Satz 3
LBeamtVG NRW werden für den Bereich der
Evangelischen Kirchen von Westfalen anstelle der
dort genannten Faktoren folgende Faktoren ange-
wandt:
1. in den Besoldungsgruppen von A2 bis A6:
0,95238
2. in den Besoldungsgruppen A7 und A8: 0,96385
3. in den übrigen Besoldungsgruppen: 0,9756
Für die Berechnung der Mindestversorgung gemäß
§ 16 Absatz 3 Satz 2 LBeamtVG NRW auf Grund-
lage der Besoldungsgruppe A5 findet der Faktor
0,95238 Anwendung.
(10) Für den Bereich der Lippischen Landeskirche
findet § 5 Absatz 1 Satz 3 LBeamtVG NRW mit
der Maßgabe Anwendung, dass für Versorgungs-
empfänger mit Besoldungsgruppen A13 und höher
der abweichende Faktor 0,9756 gilt und diese Ver-
sorgungsempfänger dafür für jedes Kind, für das
sie einen Familienzuschlag beziehen, eine Sonder-
zahlung in Höhe von 250 Euro in 12 gleichen Mo-
natsraten mit den monatlichen Bezügen erhalten.
Gleiches gilt entsprechend für Versorgungsbe-
rechtigte ab der Besoldungsgruppe A13, die einen
Anspruch
1. auf Witwen- oder Witwergeld haben, sofern

das Kind nicht zum Bezug von Waisengeld be-
rechtigt ist,

2. auf Waisengeld haben.“
3. § 18 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

“Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 v.H. auch
für jedes Jahr, um das die Pfarrerin oder der Pfarrer,
die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte vor
Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 63. Le-
bensjahr vollendet,
1. nach § 88 Absatz 1 Nr. 2 PfDG.EKD oder § 67

Absatz 1 Nr. 2 KBG.EKD oder
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2. wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem
Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt
wird. Die Minderung darf 10,8 v.H. nicht über-
steigen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Änderungsgesetz tritt zeitgleich mit dem Kir-
chengesetz zur Ausführung des Besoldungs- und Ver-
sorgungsgesetzes der EKD (AG.BVG-EKD) in Kraft.

D. Mitteilungen aus der Ökumene

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––
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F. Mitteilungen

Stellenausschreibung Auslandsdienst in Pretoria-Ost, Südafrika

Für die Johannesgemeinde in Pretoria-Ost der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche im südlichen Afrika
(ELKSA N-T) sucht die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) zum 1. September 2018 für die
Dauer von zunächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrerpaar
Sie finden Informationen über die Gemeinde im In-
ternet unter www.johannesgemeinde.org.za.
Die Johannesgemeinde ist eine junge, deutschsprachi-
ge Gemeinde mit etwa 900 Mitgliedern, darunter viele
Jugendliche und Familien mit Kindern. Das Pfarramt
wird unterstützt von einem engagierten Kirchenvor-
stand sowie vielen freiwilligen Mitarbeiter/innen. Ei-
ne Jugenddiakonin arbeitet hauptamtlich mit. Der Got-
tesdienst findet in der Regel in deutscher Sprache statt.
Ihr Gemeindezentrum liegt direkt neben der Deut-
schen Internationalen Schule Pretoria (DSP).
Wir erwarten:
- eine theologisch fundierte und gut verständliche

evangelisch-lutherische Verkündigung, sowie eine
Gottesdienst-Gestaltung im Zusammenwirken mit
dem bestehenden vielfältigen kirchenmusikalischen
Angebot

- aktive Impulse zu Gemeindeentwicklung und -auf-
bau

- die Erteilung von Konfirmandenunterricht
- Bereitschaft zur Erteilung von Religionsunterricht

an der DSP und Übernahme der Fachschaftsleitung
für Religion und Ethik an der DSP

- gute Englischkenntnisse in Wort und Schrift; Be-
reitschaft zum Erlernen von Grundkenntnissen der
afrikaansen Sprache

- Führerschein
Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrer-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der ELKSA
(N-T).
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen erhalten Sie online unter www.ekd.de/stellen-
boerse/9052
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Klaus J.
Burckhardt (Tel. 0511/2796-235, E-Mail: klaus.
burckhardt@ekd.de) sowie Frau Dr. Christiane Sto-
klossa (Tel. 0511/2796-238, E-Mail: christiane.sto-
klossa@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum
22.11.2017 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD, Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail:TeamPersonal@ekd.de

––––––––––––––
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KIRCHENErdgas.

erdgas.kirchenshop.de42
99

1

HKD-Service-Telefon
0800 200 900 600
Mo. – Do. von 8 – 17 Uhr
          Fr.   von 8 – 16 Uhr

energie@hkd.de

Top-Konditionen bei der HKD - auch für Sie privat.

Neue Erdgaspreise  

bei der HKD  

- sparen Sie jetzt!

Egal ob Einrichtung, Mitarbeiter oder 
Privatperson - bei uns können Sie alle 
beim Bezug von KIRCHENErdgas  
noch mehr sparen. Schauen Sie am 
besten gleich einmal in unserem 
Tarifrechner unter kirchenshop.de 
nach, wieviel Sie sparen können! 

Ihre Kirchenvorteile
•  Exklusive Tarife für die Kirche

• Unabhängiger Energieeinkauf

• Klimaneutrale Energie mit 
unseren PRONatur-Tarifen

• Preisgarantie bis 31.12.2018
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